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hier: 144. Änderung des F-Planes Ganderkesee "Windpark Hohenböken" // TöB Beteiligung gem. § 4 (1) BauGB    

 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
Sie haben uns gemäß § 4 Abs. 1 BauGB als Träger öffentlicher Belange an der Aufstellung zu o. g. 
Bauleitplanverfahren beteiligt. 
 
Nach fachlicher Prüfung der vorgelegten Unterlagen erhalten Sie zu den vorliegenden Planungen 
folgende Anregungen und Hinweise: 
 
Raumordnung 
 
Aus Sicht der Raumordnung weisen wir darauf hin, dass die Fläche des in den Planungsunterlagen 
dargestellten Windparks zum Teil auf einem Vorranggebiet Torferhalt liegt und dementsprechend 
dessen Belange berücksichtigt sowie abgewogen werden müssen. 
 
Wald 
 
Es wurde ein Waldgutachten eingereicht. Auf das Waldgutachten wird im Erläuterungsbericht Bezug 
genommen. Allerdings wird nur insofern auf das Waldgutachten eingegangen, dass die 
Gehölzflächen, die nach dem NWaldLG als Wald einzustufen sind, im Flächennutzungsplan als 
Flächen für Wald dargestellt werden und damit die möglichen Standorte der Windenergieanlagen 
außerhalb des Waldes liegen. 
 
Bedenken gegen die Planung bestehen aus waldrechtlicher Sicht insoweit, dass aufgrund des 
dargestellten Rotor-Out-Prinzips ein Überstreichen der Waldflächen möglich ist. Dies kann je nach 
Höhe der Rotorblätter bedeuten, dass Waldbäume gekappt werden müssen, was aus waldrechtlicher 
Sicht einer Waldumwandlung nach § 8 NWaldLG gleichkommt. Daher sollte, um die Belange des 
Waldes zu berücksichtigen, entweder das Rotor-In-Prinzip dargestellt werden, das ein Überstreichen 
der Waldflächen verhindert. Alternativ sollte durch entsprechende Festsetzung dafür gesorgt werden, 
dass entweder ein genügend großer Abstand der Sondergebiete Wind vom Wald dargestellt wird, der 
gewährleistet, dass die Waldflächen nicht dergestalt überstrichen werden, dass Waldbäume gekappt 
werden müssen. Oder es sollte eine Mindesthöhe der Rotorblätter dargestellt werden, die 
gewährleistet, dass die Rotorblätter eine ausreichende Höhe haben, um ein Kappen der Waldbäume 
zu vermeiden. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass im Waldgutachten zahlreiche Fragen aufgeworfen wurden, die im 
Rahmen des Bauleitplan- bzw. Genehmigungsverfahrens geprüft werden sollten. Hier bitten wir um 
Überprüfung, inwieweit auf die Fragestellungen in Kapitel 4.14, Belange des Waldes, vertiefend 
eingegangen werden müsste. 
 
Naturschutz 
 
Aus Sicht des Naturschutzes und der Landschaftspflege sind die Unterlagen zur 144. F-
Planänderung Ganderkesee „SO Hohenbökener Moor“ in folgenden Punkten anzupassen und zu 
ergänzen.  
 
Grundsätzliches 
Vor dem Hintergrund des benachbarten und als Einheit zu betrachtenden Windparks in der 
Gemeinde Hude sind die kumulativen Wirkungen der Sondergebiete für Windenergie näher zu 
betrachten.  In den Unterlagen werden unterschiedliche Angaben zur möglichen Anzahl der 
Windenergieanlagen gemacht (Gutachten Brutvögel: 8 WEA, Fledermausgutachten: 9 WEA). 
Hinsichtlich des Wirkraums der Beeinträchtigungen auf die Schutzgüter, hier insbesondere Avifauna, 
Fledermäuse und Landschaftsbild, sind die Gutachten auf die Rotor-Out Planung abzustimmen. Die 
faunistischen Erfassungen decken aufgrund der Verschiebung des Geltungsbereiches den Süden 
des Gebietes nicht vollständig ab. Die Kartierungen sind für diesen Bereich entsprechend 
nachzuarbeiten, um eine belastbare Prüfung artenschutzrechtlicher Konflikte zu ermöglichen. 
 
Schutzgebiete 
Im Geltungsbereich und in der näheren Umgebung des Flächennutzungsplanes befinden sich kleine 
Schutzgebietsflächen wie Naturdenkmale und §30-Biotope und auch große Schutzgebiete mit dem 
Landschaftsschutzgebiet „Hohenbökener Moor“ und dem Naturschutzgebiet NSG „Nordenholzer 
Moor“. Auch wenn kleine Schutzgebietsflächen wie §30-Biotope oder Naturdenkmale aufgrund des 
Maßstabs keine harten Tabukriterien in der Darstellung von Windenergieflächen im 
Flächennutzungsplan darstellen, halten wir genauere Ausführungen zu den innerhalb oder direkt 
angrenzend an die SO-Gebiete liegenden Schutzgebietsflächen im Umweltbericht für erforderlich. 
Dies ist umso wichtiger, da durch die Planungen z.B. Grundwasserabsenkungen und ein 
Überstreichen der Rotoren ermöglicht wird, was im Falle des Naturdenkmals mit erheblichen 
Beeinträchtigungen verbunden wäre (Birken-Bruchwald) und als bauliche Anlage den 
Schutzbestimmungen gemäß §2 der Verordnung zur Unterschutzstellung von Naturdenkmalen im 
Landkreis Oldenburg entgegenstehen würde. Schutzzweck und Ziele aller Schutzgebiete sowie die 
Empfindlichkeit der Gebiete gegenüber den Eingriffswirkungen sind im Umweltbericht aufzuführen 
und in Beziehung zum Windenergieausbau zu setzen.  
(siehe hierzu auch: Gem. RdErl. d. MU, d. ML, d. MI u. d. MW v. 20. 7. 2021: Windenergieerlass, 
2.9.1: „Auf die gesetzlich geschützten Biotope, Naturdenkmale und geschützten 
Landschaftsbestandteile ist bereits in der Begründung zur Regional- und Bauleitplanung geeignet 
hinzuweisen.“) 
 
Es ist im Rahmen der Abwägung/ einer Alternativenprüfung darzulegen, warum diese Flächen für die 
Windenergienutzung aus der Potentialstudie der Gemeinde Ganderkesee ausgewählt wurden und 
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dass keine anderen, besser geeigneten Flächen zum Ausbau regenerativer Energien zur Verfügung 
stehen. Dies ist auch vor dem Hintergrund von Belang, dass bei einer Vielzahl der betrachteten 
Schutzgüter eine hohe bis sehr hohe Bedeutung des Gebietes festgestellt wurde (Brutvögel, 
Gastvögel, Fledermäuse, Landschaftsbild, Boden). Bzgl. des Landschaftsschutzgebietes 
„Hohenbökener Moor“ weisen wir darauf hin, dass eine grundsätzliche Privilegierung außerhalb 
ausgewiesener Flächen für die Windenergie mit Erreichen des Flächenbeitragswertes entfällt und 
dann auch die generelle Freigabe von Landschaftsschutzgebieten für Windenergieplanungen entfällt. 
 
Eingriffsregelung 
Gem. § 1a (3) BauGB sind die Vermeidung und der Ausgleich voraussichtlich erheblicher 
Beeinträchtigungen des Landschaftsbildes sowie der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des 
Naturhaushalts in seinen in § 1 Absatz 6 Nummer 7 Buchstabe a bezeichneten Bestandteilen 
(Eingriffsregelung nach dem Bundesnaturschutzgesetz) in der Abwägung nach § 1 Absatz 7 zu 
berücksichtigen. Dabei ist auf der Ebene der vorbereitenden Bauleitplanung die Kompensation durch 
Darstellungen im FNP, städtebaulichen Vertrag oder Maßnahmen auf Gemeindeeigentum 
nachzuweisen. Dies beinhaltet eine überschlägige Eingriffsbilanzierung inkl. der hiermit verbundenen 
zu erwartenden Versiegelung durch die abzusehenden Verkehrsflächen und Windenergieanlagen. 
Gleichermaßen kann dies für die Beeinträchtigungen auf das Landschaftsbild und die erforderliche 
Kompensation bzw. des Ersatzgeldes auf Grundlage der Anlagenhöhen und des Wirkraums 
prognostiziert werden (ergänzend hier: s.a. Anmerkungen zum Schutzgut Landschaftsbild). Dies ist 
vor dem Hintergrund relevant, dass bereits bei der vorbereitenden Planung absehbar sein muss, 
dass die erheblichen Eingriffe und evtl. entgegenstehende artenschutzrechtliche Verbote 
voraussichtlich durch entsprechend geeignete Maßnahmen (Art der Maßnahme, Lage und ungefähre 
Größe) bewältigt werden können, auch wenn die konkrete Festsetzung der erforderlichen 
Maßnahmen im nachgelagerten Genehmigungsverfahren erfolgt.  
 
Auch bitten wir um die Ergebnisse der Biotoptypenkartierung des Offenlandes im 
Untersuchungsraum, welche aufgrund der zum großen Teil extensiven Grünlandnutzung höhere 
Wertigkeiten aufweisen können bis hin zur Ausprägung mesophilen Grünlands, welches nach §24 
NNatSchG in Verbindung mit §30 BNatSchG gesetzlich geschützt ist. Auf Seite 53 des 
Umweltberichtes wird fälschlicherweise davon ausgegangen, dass überwiegend Ackerflächen 
betroffen sein werden. Dies steht im Widerspruch zu den bisherigen Beschreibungen, so dass sich 
auch die Maßnahmen zum Ausgleich sehr viel umfassender darstellen als im Kapitel 2.3.2 
angenommen. 
 
Aufgrund der besonderen Wertigkeit und der Funktionen des Schutzgutes Bodens (bis zu 4m hohe 
Torfhorizonte, Speicherungs-, Klima- und Pufferfunktion) ist der Beitrag der WEA zum Klimaschutz 
mit der Inanspruchnahme von kohlenstoffreichen Böden und der anzunehmenden Mineralisierung 
und Freisetzung von CO² in Beziehung zu setzen. Teilbereiche sind als Vorranggebiet für den 
Torferhalt im Landesraumordnungsprogramm aufgeführt. 
 
Schutzgut Boden 
Aufgrund der beabsichtigten vollständigen Auskofferung von kohlenstoffreichen Böden des 
Geltungsbereiches, was wegen der notwendigen Tragfähigkeit des Straßennetzes erforderlich ist, 
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werden irreversible Schäden am Moorkörper verursacht. Die besonderen Bodenfunktionen sind auch 
bei der Eingriffsbilanzierung zu berücksichtigen. Eine beabsichtigte Wiedervernässung in einem 
„Teilbereich“ ist bislang weder verortet, noch auf Umsetzbarkeit geprüft.  
 
Die Vielzahl an Gräben und Gewässern bietet Lebensraum für Amphibien und Libellen, baubedingte 
Beeinträchtigungen sowie unter Umständen auch anlagenbedingte Beeinträchtigungen durch 
dauerhafte Verrohrungen sind anzunehmen und spätestens auf Ebene der Genehmigungsplanung 
durch entsprechende Erfassungen zu betrachten. Auf Ebene der Flächennutzungsplanung ist 
dennoch das Schutzgut Fauna, hier Amphibien und Libellen, als Bestandteil der Leistungs- und 
Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes zu berücksichtigen und anhand einer Potentialanalyse das 
Vorkommen streng geschützter Arten sowie etwaige Beeinträchtigungen und erforderliche 
Vermeidungsmaßnahmen zu prüfen.  
 
Schutzgut Landschaftsbild 
Das Sondergebiet ist zu großen Teilen in einem Landschaftsschutzgebiet geplant, welches die 
Unverbautheit der Landschaft als wesentlichen Schutzzweck verfolgt und darüber hinaus Kernfläche 
des Biotoptverbundes für Offenland ist. Es liegen Landschaftsbildeinheiten mittlerer bis hoher, 
teilweise auch sehr hoher Bedeutung vor. Die auf S. 26 angesprochene Konfliktlösung im Rahmen 
nachgelagerter Genehmigungsverfahren wird aufgrund der irreversiblen Auswirkungen auf das 
Landschaftsbild nicht möglich sein, vielmehr ist eine Zahlung als Ersatz für objektiv unmöglich zu 
kompensierende Beeinträchtigungen zu leisten. Der Umfang und die Schwere der 
Beeinträchtigungen sollte bereits auf Ebene der Flächennutzungsplanung überschlägig ermittelt 
werden. Hierbei ist eine Referenzanlage mit einer Gesamthöhe von 250m zu Grunde zu legen, 
welche auch in der Begründung sowie im artenschutzrechtlichen Beitrag genannt wird. Der 
Bezugsraum für die Landschaftsbildbeeinträchtigungen muss dementsprechend einen Radius von 
3.750m und nicht 3.000m um ein Rotor-In-Planungsgebiet (zusätzlich ca. 75m Rotorradius abzgl. 
Turmfuß,) aufweisen so dass noch weitere Beeinträchtigungen von Landschaftsbildeinheiten sehr 
hoher Bedeutung in den Wirkraum einzubeziehen sind.  
Weiterhin ist die Bewertung des Landschaftsbildes, welche im Landschaftsrahmenplan in einem 
größeren Maßstab stattgefunden hat, vor Ort auf Plausibilität zu prüfen. Dies gilt umso mehr bei den 
Beeinträchtigungen, welche sich in den LK Wesermarsch auswirken. Wenn keine Vergleichbarkeit 
oder Übertragbarkeit beider Bewertungsmodelle des Landschaftsbildes vorliegen, was aufgrund der 
unterschiedlichen Bewertungsskala anzunehmen ist, ist eine aktuelle Landschaftsbewertung vor Ort 
vorzunehmen. 
 
Schutzgut Fauna - Brutvögel 
Aufgrund des geänderten Geltungsbereiches stimmen die Angaben im Umweltbericht sowie im 
avifaunistischen Gutachten zu Brutvögeln nicht mit der derzeitigen Planung überein. Auswertungen 
der Brutreviere hinsichtlich der Nahbereiche, zentralen und erweiterten Prüfradien sowie der 
Störungswirkungen beziehen sich noch auf die vorherige Abgrenzung, welche eine deutlich nach 
Norden versetzte Grenze aufwies. Auch wenn die Streichung der nördlichen Planungen 
insbesondere aus avifaunistischen Gründen sehr zu begrüßen ist, sind auch im südöstlichen Bereich 
artenschutzrechtliche Konflikte mit dem erhöhten Vorkommen von Wiesenvögeln zu erwarten. Durch 
die Änderung des Geltungsbereiches wurde der Radius von 500m für eine vertiefende Prüfung 
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störungsempfindlicher Arten nicht eingehalten, weiter ist davon auszugehen, dass der zentrale 
Prüfbereich mancher kollisionsgefährdeter Brutvogelarten nicht erfasst wurde (Vgl. Seite 38 der 
Begründung), so dass ein Ausschluss kollisionsgefährdeter Arten (außer Rohrweihe) nicht unkritisch 
angenommen werden kann. 
 
Zwischen den Kartierterminen wurde teilweise der Abstand deutlich unterschritten, dies ist auch bei 
der Standardraumnutzungskartierung mit einem Abstand von teilweise nur 2 Tagen (zwischen 1. und 
2. Termin, Teilgebiet Nord) geschehen.  
Durch die fehlende Bewertung und Diskussion der Ergebnisse und insbesondere einer fehlenden 
Planung möglicher Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen ist nicht abzusehen, 
ob die durch die Planungen zu erwartenden Beeinträchtigungen im nachfolgenden 
Genehmigungsverfahren bewältigt werden können. Im Allgemeinen kann nicht davon ausgegangen 
werden, dass Arten ausweichen oder zusammenrücken können, wenn ihre ursprünglichen Habitate 
verloren gehen. Gerade Wiesenvögel stellen konkrete Anforderungen an ihre Fortpflanzungsstätte, 
welche die Auswahl geeigneter Fortpflanzungs- und Lebensstätten stark begrenzt. Es ist überdies 
davon auszugehen, dass bestehende geeignete Habitate in aller Regel bereits besetzt sind und es 
ein komplexes artspezifisches Territorial- und Konkurrenzverhalten gibt. 
 
Schutzgut Fauna - Gastvögel 
Es wurde keine zusammenhänge Gastvogelperiode erfasst, sondern diese auf zwei Erfassungen 
aufgeteilt. Durch die Anpassung des Geltungsbereiches gibt es von den südlich gelegenen Flächen 
nur Erfassungen ab September 2023, jedoch liegen auch in dieser Erfassungszeit erhebliche Mängel 
bei den Erfassungszeiträumen vor. Obwohl am 12.12.2023 die zweithöchste Anzahl an Gastvögeln 
kartiert wurde, liegt anschließend eine Datenlücke von dreieinhalb Wochen in einer 
Hauptaktivitätszeit vor, in der die Termine eigentlich verdichtet werden sollten.  
 
Das Gebiet weist eine landesweite Bedeutung für Blässgans und Schnatterente, eine regionale 
Bedeutung für Graugans sowie lokale Bedeutung für Silberreiher und Weißstorch auf. Die Flächen 
südlich des Hohenbökener Sees werden als Hauptnahrungsflächen für Gänse im UG genannt Die 
potentielle Funktionsminderung des Hohenbökener Sees für Gastvögel wird als der Planung 
dauerhaft entgegenstehender Belang genannt. Ob nutzbare und störungsarme Räume vorliegen, in 
die die Tiere auf den beeinträchtigten Bereichen ausweichen können, ist nicht vorhersehbar. Hierfür 
wären Erfassungen potentieller Ausweichräume erforderlich. Andernfalls sind entsprechende 
funktionssichernde Kompensationsmaßnahmen erforderlich, damit die Störungen unterhalb der 
Erheblichkeitsschwelle verbleiben und sich der Erhaltungszustand der lokalen Population nicht 
verschlechtert. Die bloße Annahme, dass, mit Ausnahme des Schlafgewässers, genügend 
Ausweichräume vorliegen, reicht nicht aus. 
Durch die fehlende Bewertung und Diskussion der Ergebnisse und insbesondere einer fehlenden 
Planung möglicher Vermeidungs-, Verminderungs- und Ausgleichsmaßnahmen ist daher auch bei 
Gastvögeln nicht abzusehen, ob die durch die Planungen zu erwartenden Beeinträchtigungen im 
nachfolgenden Genehmigungsverfahren bewältigt werden können. 
 
Schutzgut Fauna - Fledermäuse  
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Durch die Änderung des Geltungsbereiches des SO Wind ist das Gebiet nicht vollständig erfasst 
worden. Der alternativen Untersuchungsmethode gemäß Artenschutzleitfaden 5.2.3.3 wurde vorab 
durch die UNB unter der Voraussetzung zugestimmt, dass mindestens eine Dauererfassung pro 
Windenergieanlage aufgestellt wird. Durch die geänderte Standortplanung liegen nun 
Dauerfassungen vollständig außerhalb des Geltungsbereiches, zwei Dauererfassungen nur randlich. 
Im südlichen Bereich inkl. des 500m Puffers, welcher durch Gehölzstrukturen vermehrt gegliedert ist 
und daher ein größeres Artenspektrum erwarten lässt, fehlen Fledermausdaten. Auch eine 
Quartiersuche ist in diesem Bereich zu ergänzen. Durch die sehr hohe Gesamtaktivität an den 
Standorten 8 und 9 (südliche Dauererfassungen) ist damit zu rechnen, dass der erweiterte 
Geltungsbereich nach Süden hin ebenfalls eine besondere Bedeutung hinsichtlich der 
Fledermausfauna hat.  
 
Die Ausfallzeiten der Geräte lagen bei den Dauererfassungen zwischen 0 und 7,3%. Gerade an den 
zentralen Dauererfassungen ist ein höherer Ausfall zu verzeichnen von bis zu 17 Nächten. Es wird 
im Gutachten nicht genannt, zu welchen Zeiten die Ausfälle aufgetreten sind.  
Zwischen den 20.09. und dem 31.10. wurden keine Detektorbegehungen gemacht, so das 
Aktivitätsschwerpunkte während des Herbstzuges sowie potentielle Balz- und Winterquartiere nicht 
vollständig erfasst werden konnten. Im Plan ist darauf einzugehen, durch welche Maßnahmen 
Beeinträchtigungen der Fledermäuse vermieden oder ausgeglichen werden können. 
 
Wasser 
 
Konkrete Auswirkungen auf das Gewässernetz können erst im Zuge der nachfolgenden Planungen 
auf der Basis eines Aufstellungs- und Erschließungskonzeptes abgeschätzt werden. 
Dementsprechend kann aus wasserschutzrechtlicher Sicht erst nach Vorlage detaillierter Unterlagen 
eine abschließende Stellungnahme erfolgen. 
 
Archäologische Denkmalpflege 
 
Die niedersächsischen Hochmoorgebiete stellen ein Kulturarchiv ersten Ranges dar. 
Die in Mooren vorhandenen archäologischen Funde und Befunde, insbesondere organische 
Substanzen wie z.B. aus Holz gebaute Wege, Moorleichen, Kleidung o. ä., sind wertvolle 
Bodendenkmäler, die unter anderem durch Torfabbau unwiederbringlich zerstört werden. 
 
Die geplante Windkraftanlage liegt in einem moorarchäologisch sensiblen Gebiet – die Belange der 
Archäologischen Denkmalpflege sind daher betroffen. Das Hohenbökener Moor gehört zu einem 
ausgedehnten Randmoor zwischen höher gelegenen Geestgebieten und der Wesermarsch. Beide 
Gebiete wurden in verschiedenen prähistorischen Epochen durch Bohlenwege verbunden. Aus dem 
Moorgebiet sind auffallen viele Deponierungen bekannt, die sich von der Jungsteinzeit (Hude FStNr. 
91, Axtfund), der Bronzezeit (Hude FStNr. 80003, Bronzenadel; Hude FStNr. 80004, Lanzenspitze; 
Schönemoor FStNr. 16, Lanzenspitze) bis in die Vorrömische Eisenzeit (Schönemoor FStNr. 17, 
zwei Wendelringe aus Bronze) erstrecken. Aus dem Umfeld liegen Hinweise auf mehrere Moorwege 
vor (Hude FStNr. 85, Schönemoor FSt.Nr. 15) von denen Ganderkesee FStNr. 146 sich im 
Planungsgebiet erstrecken könnte. Alle drei Moorwege sind aus Nachrichten des 18. und 19. 
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Jahrhunderts bekannt und bislang nicht genau zu lokalisieren oder zu datieren. Es ist anzunehmen, 
dass sie wie der 8 km nördlich verlaufenden Ip 42/Neuenhontorf FSt.Nr. 6 das Randmoor in Nord-
Süd-Richtung durchquerten. 
 
Laut dem Moorgutachten Ganderkesee von Hofer & Pautz vom April 2024 sind im Planungsgebiet 
Torfmächtigkeiten von bis zu 3,49 m zu vorhanden. In der gesamten Tiefe ist mit 
moorarchäologischen Funden zu rechnen, da diese je nach Alter der Funde in jeder Höhe bzw. Tiefe 
des Moores auftreten können. 
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Hinweis 1 der Planzeichnung ist daher besonders zu beachten. 
Bodenschutz 
 
Moorböden sind durch einen sehr hohen organischen Anteil gekennzeichnet. Umlagerungen oder 
Veränderungen dieser Böden oder Veränderungen in deren Struktur oder Wasserhaushalt führen 
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i.d.R. immer auch zu erheblichen Um- bzw. Abbauprozessen. Zur Beurteilung möglicher 
Problembereiche sollte sowohl für den Wegebau als auch für die Windenergieanlagenstandorte ein 
Baugrundgutachten erfolgen. Diese Baugrundgutachten sollten auch Aussagen zu Vorkommen von 
stark reduzierenden anorganischen Schwefelverbindungen („sulfatsaure Böden“) und zur 
Grundwassermorphologie bzw. möglicher Grundwasser-Problembereiche enthalten. 
In jeden Fall sollten Ausbauverfahren bevorzugt werden, die auf einen weitgehenden Erhalt des 
ursprünglichen Torfkörpers abzielen und weitestgehend eine Grundwasserabsenkung vermeiden.    
 
Für einen erforderlichen Aushub oder Umlagerung von Torf oder anderen Bodenmaterialien ist eine 
Bodenkundliche Baubegleitung (BBB) gem. § 4 BBodSchV) sowie die Erstellung eines 
Bodenschutzkonzeptes erforderlich.   
 
Planentwurf 
 
Gemäß der textlichen Darstellung der Flächennutzungsplanänderung handelt es sich um eine Rotor-
Out Planung. Dadurch ergibt sich der Sachverhalt, dass bei Betrachtung und Abwägung aller 
Belange der überstreichende Rotor zusätzlich zu berücksichtigen ist. 
 
Wir möchten jedoch zusätzlich noch auf folgendes hinweisen:  
Wir sehen es kritisch, dass eine textliche Darstellung bodenrechtliche Regelungen außerhalb des 
Gemeindegebietes trifft. Nach § 5 Abs. 1 BauGB sind die Nutzungen im Flächennutzungsplan für das 
gesamte Gemeindegebiet darzustellen. Darüber hinaus sind Darstellungen aus unserer Sicht dem 
Grunde nach nicht möglich. Dies ergibt sich daraus, dass an der Gemeindegrenze zu Hude durch die 
Rotor-Out Planung ein Überstreichen des Rotors in das Nachbargemeindegebiet möglich ist. Es ist 
nachvollziehbar, dass hier eine Regelung getroffen werden soll, die den geplanten benachbarten 
Windpark auf dem Gebiet der Gemeinde Hude (XVI. Flächennutzungsplanänderung) berücksichtigt. 
Wir regen an, diese textliche Darstellung zu überprüfen. 
 
Planbegründung 
 
In Ziff. 3 der Planbegründung (S. 7) werden Aussagen zum Umfang der dargestellten 
Windenergiefläche der vorliegenden Flächennutzungsplanänderung im Verhältnis zum Umfang der 
Windenergieflächen aus dem wirksamen Flächennutzungsplan der Gemeinde Ganderkesee gefasst. 
Gemäß § 245e Abs.1 BauGB kann bei Darstellung zusätzlicher Flächen für Windenergie die 
Abwägung auf die Belange beschränkt werden, die durch die Planung berührt werden. Eine 
Abweichung des bisherigen Planungskonzeptes vorhandener Windenergieflächen ist insofern 
möglich, dass die Grundzüge der Planung nicht berührt werden. Nach gesetzlichem Regelungsgehalt 
ist hiervon regelmäßig auszugehen, wenn Flächen im Umfang von nicht mehr als 25 % der bereits 
ausgewiesenen Flächen dargestellt werden.  
 
Bei der zusätzlich dargestellten Fläche handelt es sich um eine Rotor-Out Darstellung. Ob für das 
Verhältnis zu bereits ausgewiesenen Flächen ebenfalls die Rotor-Out Darstellung zu Grunde gelegt 
wird, ist nicht genauer konkretisiert. Wir regen an, den genannten Passus insofern zu konkretisieren, 
als dass bisherige Flächen mitsamt ihrer Darstellung bezeichnet werden (Rotor-In bzw. Rotor-Out). 
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Wir regen zusätzlich dazu an, zu überprüfen, ob die Verhältnismäßigkeit zwischen Rotor-Out (der 
zusätzlich dargestellten Fläche) zu Rotor-In (der bisherigen Flächen) gezogen werden darf, oder ob 
für die Verhältnismäßigkeit der Rotor-Out Flächenwert der bereits vorhandenen Windenergiegebiete 
herangezogen werden sollte. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrage 
 
gez. 
Zick 
 











 
 
 
 

 

Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege 
Scharnhorststraße 1, 30175 Hannover 

Niedersächsisches Landesamt 
für Denkmalpflege 

 

Dienstgebäude/ 
Scharnhorststraße 1 
30175 Hannover 

Besuchszeiten 
Mo. - Fr. 9 - 12 Uhr 
Besuche bitte 
möglichst vereinbaren 

Telefon 
(05 11) 9 25 50 
Telefax 
(05 11) 9 25-53 28 
 
 

Bankverbindung 
Nord/LB (BLZ 250 500 00) Konto 106 032 543 
IBAN: DE16 2505 0000 0106 032 543 
SWIFT-BIC: NOLA DE 2 H 

 

 

 
Gemeinde Ganderkesee/Fr. Helmers 
Und 
NWP Planungsgesellschaft/Herrn Aufleger 
 
 
 
 
 

Ihr Zeichen, Ihre Nachricht vom Mein Zeichen (Bei Antwort angeben) Durchwahl (05 11)  Hannover, den  

Ta/Go     A5-57731-24/230 9 25-5349 31.07.2024 

 
 
 
Stellungnahme und denkmalrechtliche Auflagen zur frühzeitigen Beteiligung der 
Öffentlichkeit  und Träger öffentlicher Belange 
144. Änderung des Flächennutzungsplanes „Windpark Hohenböcken“ 
 
 
Seitens des Niedersächsischen Landesamts für Denkmalpflege wird zum o. g. Antrag folgende 
Stellungnahme abgegeben: 
 
Die niedersächsischen Hochmoorgebiete stellen ein Kulturarchiv ersten Ranges dar.  
Die in Mooren vorhandenen archäologischen Funde und Befunde, insbesondere organische 
Substanzen wie z.B. aus Holz gebaute Wege, Moorleichen, Kleidung o. ä., sind wertvolle 
Bodendenkmäler, die unter anderem durch Torfabbau unwiederbringlich zerstört werden. 
 
Die geplante Windkraftanlage liegt in einem moorarchäologisch sensiblen Gebiet – die Belange 
der Archäologischen Denkmalpflege sind daher betroffen. Das Hohenbökener Moor gehört zu 
einem ausgedehnten Randmoor zwischen höher gelegenen Geestgebieten und der 
Wesermarsch. Beide Gebiete wurden in verschiedenen prähistorischen Epochen durch 
Bohlenwege verbunden. Aus dem Moorgebiet sind auffallen viele Deponierungen bekannt, die 
sich von der Jungsteinzeit (Hude FStNr. 91, Axtfund), der Bronzezeit (Hude FStNr. 80003, 
Bronzenadel; Hude FStNr. 80004, Lanzenspitze; Schönemoor FStNr. 16, Lanzenspitze) bis in 
die Vorrömische Eisenzeit (Schönemoor FStNr. 17, zwei Wendelringe aus Bronze) erstrecken. 
Aus dem Umfeld liegen Hinweise auf mehrere Moorwege vor (Hude FStNr. 85, Schönemoor 
FSt.Nr. 15) von denen Ganderkesee FStNr. 146 sich im Planungsgebiet erstrecken könnte. Alle 
drei Moorwege sind aus Nachrichten des 18. und 19. Jahrhunderts bekannt und bislang nicht 
genau zu lokalisieren oder zu datieren. Es ist anzunehmen, dass sie wie der 8 km nördlich 
verlaufenden Ip 42/Neuenhontorf FSt.Nr. 6 das Randmoor in Nord-Süd-Richtung durchquerten. 
 
Laut dem Moorgutachten Ganderkesee von Hofer & Pautz vom April 2024 sind im 
Planungsgebiet Torfmächtigkeiten von bis zu 3,49 m zu vorhanden. In der gesamten Tiefe ist mit 
moorarchäologischen Funden zu rechnen, da diese je nach Alter der Funde in jeder Höhe bzw. 
Tiefe des Moores auftreten können. 
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Auszug aus der ADABweb. Archäologische Funde bzw. Moorwege sind rot, die Ausdehnung des Moores 
braun eingetragen. Datenquelle LBEG, Moorgebiete. 
 
 
Bei archäologischen Moorfunden handelt es sich um Bodendenkmale, die durch das Nieders. 
Denkmalschutzgesetz (NDSchG) geschützt sind.  
 
Sämtliche Erdarbeiten bedürfen einer denkmalrechtlichen Genehmigung (§13 NDSchG), diese 
kann verwehrt werden oder mit Auflagen verbunden sein.  
 
Das in der Änderung des Flächennutzungsplanes „Windpark Hohenböcken) beschriebene 
Vorhaben erhält die entsprechende denkmalrechtliche Genehmigung §13 NDSchG (Erdarbeiten) 
zur Vermeidung einer unkontrollierten Zerstörung von Kulturdenkmalen durch den Torfabbau nur 
unter Einhaltung nachstehender Auflagen und Hinweise.  
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Auflagen: 
 

 

 Wir regen an, dass sich der Vorhabenträger frühzeitig mit der Archäologischen 
Denkmalpflege in Verbindung setzt, um das weitere Vorgehen abzusprechen bzw. das 
genaue Ausmaß der Erdarbeiten zu erläutern. Wir weisen daher darauf hin, dass 
sämtliche Erdarbeiten für die Anlagen selbst sowie deren Zuwegungen und 
Zuleitungen einer denkmalrechtlichen Genehmigung bedürfen.  
 

 Der Beginn und die Dauer der Erdarbeiten müssen den beteiligten Stellen des NLD 
(Frau Dr. Heumüller, Frau Dr. Fries) mindestens 4 Wochen im Voraus schriftlich 
mitgeteilt werden. 
 

 Die Durchführung der Erdarbeiten muss archäologisch überwacht werden, damit im 
Fall auftretender Moorfunde eine fachgerechte Ausgrabung durchgeführt werden 
kann. Mit den Überwachungsarbeiten ist eine Grabungsfirma zu beauftragen. Diese 
muss einschlägige Erfahrung in moorarchäologischen Ausgrabungen nachweisen.    

 

 Die Beauftragung der Grabungsfirma ist mit der Unteren Denkmalschutzbehörde des 
Landkreises Wesermarsch und dem Niedersächsischen Landesamt für 
Denkmalpflege, Referat Moorarchäologie, Scharnhorststr. 1, 30175 Hannover, 
abzustimmen. 

 

 Im Zuge der Überwachungsarbeiten muss nicht nur der Oberboden mit Hilfe eines 
Hydraulikbaggers mit zahnloser schwenkbarer Grabenschaufel im Beisein eines 
studierten Archäologen oder einen ausgebildeten Grabungstechnikers einer 
Grabungsfirma abgezogen werden, sondern auch beim weiteren Abtiefen alle 30-40 
cm Planas angelegt werden, um ggf. vorhandene Holzbefunde zu erkennen. Die 
angelegten Planas müssen jeweils mit einer Metallsonde auf Funde geprüft werden. 

 

 Sollten sich konkrete Hinweise auf archäologische Funde und Befunde ergeben, die 
durch die Erdeingriffe für die Baumaßnahme zerstört werden würden, so sind dort 
gemäß § 6 Abs. 3 NDSchG facharchäologische Untersuchungen (Bergung + 
Dokumentation) durch eine Grabungsfirma durchzuführen, die die räumliche 
Ausdehnung des Bauvorhabens in Fläche und Tiefe abdecken. Die Richtlinien zur 
Dokumentation archäologischer Maßnahmen/Ausgrabungen des Niedersächsischen 
Landesamts für Denkmalpflege (NLD) sind zu beachten, außerdem muss das Referat 
Moorarchäologie des NLD in die Untersuchungungen mit einbezogen werden. 
 

 Um organische Materialien dauerhaft erhalten zu können, sind konservatorische 
Maßnahmen erforderlich. Im Falle der Entdeckung und Bergung organischer Funde 
sind Kosten für die Restaurierung vom Verursacher mit einzukalkulieren.  
 

 Die Kosten für alle Maßnahmen sind gemäß § 6 Abs. 3 NDSchG vom Veranlasser zu 
tragen. 

 
 
Hinweise: 
 

 Sollten bei den geplanten Erdarbeiten ur- oder frühgeschichtliche Bodenfunde (das können 
u. a. sein: Hölzer von Wegen oder Einbäumen, Knochen oder andere Reste von Moorleichen 
wie Haut, Stoffe oder Fell, Metallobjekte, Tongefäßscherben, Holzkohleansammlungen, 
Schlacken sowie auffällige Bodenverfärbungen, Stein- und Holzkonzentrationen, auch 
geringe Spuren solcher Funde) gemacht werden, sind diese gemäß § 14 Abs. 1 des Nieders. 
Denkmalschutzgesetzes meldepflichtig und müssen dem Niedersächsischen Landesamt für 
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Denkmalpflege, Moorarchäologie, Scharnhorststraße 1, 30175 Hannover und der 
zuständigen Unteren Denkmalschutzbehörde unverzüglich gemeldet werden. Bodenfunde 
und Fundstellen sind nach § 14 Abs. 2 des Nieders. Denkmalschutzgesetzes bis zum Ablauf 
von 4 Werktagen nach der Anzeige unverändert zu lassen, bzw. für ihren Schutz ist Sorge 
zu tragen, wenn nicht die Denkmalschutzbehörde vorher die Fortsetzung der Arbeiten 
gestattet. 

 

 Vorsorglich weisen wir darauf hin, das Mittel für notwendige archäologische Maßnahmen 
und die Überwachung der Abbauflächen nicht durch die Denkmalbehörde bereitgestellt 
werden können, sondern nach § 6 Abs. 3 NDSchG vom Veranlasser zu tragen sind. 
 

 
 
Die untere Denkmalschutzbehörde erhält eine Kopie dieses Schreibens. Bitte beachten Sie, 
dass diese als Trägerin öffentlicher Belange zu beteiligen ist.  
 
Für Rückfragen stehe ich gerne zur Verfügung. 
 
 
Mit freundlichen Grüßen, 
im Auftrage 
 
 

 
 
Dr. Marion Heumüller 
 
 
 
 
Beteiligte Stellen 

 
Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege 
Moorarchäologie 
Dr. Marion Heumüller 
Scharnhorststraße 1, 30175 Hannover 
Tel: 05 11 / 925 - 53 49 
Mobil: 0160 90130455 
Fax: 05 11 / 925 - 52 96 
marion.heumueller@nld.niedersachsen.de 
 
 
Niedersächsisches Landesamt für Denkmalpflege 
Stützpunkt Oldenburg, Referat Archäologie 
Dr. Jana Esther Fries 
Ofener Straße 15, 26121 Oldenburg 
Tel.: 0441 / 20576615 
Jana.Fries@nld.niedersachsen.de 
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Gewerbeaufsicht 
in Niedersachsen 

Staatliches Gewerbeaufsichtsamt 
Oldenburg 

 

 

Oldenburg, den 30.07.2024 

 
Entwurf 144. Änderung des Flächennutzungplanes „Windpark Hohenböken“ 
Beteiligung der Behörden und der sonstigen Träger öffentlicher Belange 
gemäß § 4 Abs. 1 BauGB 
Scoping nach § 2 Abs. 4. BauGB Erforderlichkeit und Detaillierungsgrad der 
Umweltprüfung 
(Seite 2 zum Anschreiben des Staatlichen Gewerbeaufsichtsamtes Oldenburg vom 30.07.2024) 

 
 
Sehr geehrte Damen und Herren, 
 
beabsichtigtes Ziel der zur Stellungnahme vorgelegten Planung ist die 144. Änderung des 
Flächennutzungplanes „Windpark Hohenböken“. 
 
Nach Würdigung der vorliegenden Unterlagen wird zu dem o. a. Entwurf des 
Flächennutzungsplans wird aus immissionsschutzrechtlicher Sicht wie folgt Stellung 
genommen: 
 
Gem. § 50 BImSchG ist Abstand zu wahren zwischen schutzwürdigen Nutzungen und 
Industriebetrieben mit Betriebsbereichen, die der Störfall-Verordnung unterliegen.  
Wir bitten dies zu berücksichtigen.  
Hinweis: Für die Bauleitplanung gibt es den Leitfaden „Empfehlungen für Abstände zwischen 
Betriebsbereichen nach der Störfall-Verordnung und schutzwürdigen Gebieten im Rahmen 
der Bauleitplanung- Umsetzung § 50 BImSchG“ (KAS-18). Werden die dort genannten 
Abstände ohne Detailkenntnisse unterschritten, ist von den Planungsbehörden ausgehend 
von der konkreten Lage und Beschaffenheit des Betriebsbereiches ein Abstand mit 
Detailkenntnissen für die weitere Beurteilung des Planungsvorhabens zu ermitteln. Bei der 
Bestimmung dieses sogenannten „angemessenen Abstands“ werden die getroffenen 
Vorkehrungen und Maßnahmen zur Verhinderung von Störfällen und zu deren Begrenzung 
berücksichtigt. 
 
Mit freundlichen Grüßen 
Im Auftrag 
 
 
 
Brink 
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2. Historischer Widerspruch in der Abwägung

2012 hat die Volkswind GmbH in Ganderkesee auf nahezu identischer Fläche einen 
Windpark errichten wollen mit sieben Anlagen, der im Zuge weiterer Beratungen 
abgelehnt wurde. Auch ergab sich erst daraus der Antrag der Ganderkeseer SPD auf 
die Schaffung eines Landschaftsschutzgebietes, wie es dann auf Landkreisebene 
auch beschlossen wurde.

Landschaftsschutzgebiet
2012 war es noch kein Landschaftsschutzgebiet, der Windpark wurde dennoch 
abgelehnt. Erst daraus hat sich überhaupt das spätere Landschaftsschutzgebiet auf 
Initiativantrag der Ganderkeseer SPD ergeben.

Ökologische Rahmenbedingungen haben sich verschärft
Laut Bewertung durch die Volkswind GmbH war durch die noch intensive 
Landwirtschaft die Vogelpopulation so niedrig, daß der Investor damals darin keinen 
Konflikt sah. Die Politik sah es anders. Mittlerweile ist die Population wieder 
angewachsen, u.a. da im Landschaftsschutzgebiet nur extensiv gewirtschaftet 
werden darf. Doch während es damals mit Verweis auf den Vogelschutz abgelehnt 
wurde, soll es heute bei deutlich größerer Vogelpopulation in dem Gebiet zulässig 
sein? Eine Unterscheidung nach Nord und Süd, um die Bedeutung der Vogelwelt im 
Süden zu relativieren, scheint hier ebenfalls wenig zielführend, da ein Windpark das 
Biotop als solches großflächig beeinträchtigen und nachhaltig trennen würde und 
einer zukünftigen Entwicklung der Vogelpopulation im Wege stünde. Laut Nationaler 
Moorschutzstrategie wird deutlich darauf hingewiesen, daß auch immer die 
Nachbarflächen beeinträchtigt werden.

Hinzu gekommen ist die Bedeutung des Klimaschutzes sowie des 
Wassermanagements und Wasserschutzes. Auch hier ist insbesondere in den letzten 
Jahren die Bedeutung deutlich gewachsen. Kriterien, die bei der damaligen Planung 
noch gar nicht abgewogen wurden, die umso wichtiger jetzt sind, daß sie näher 
betrachtet werden!

Wenn die Abwägung damals unter deutlich günstigeren ökologischen Vorzeichen für 
den Planer zur Ablehnung eines deutlich kleiner dimensionierten Windparks geführt 
hat und letztlich zur Ausweisung als Landschaftsschutzgebiet, womit ist dann zu 
rechtfertigen, jetzt dort eine Windenergiefläche auszuweisen?

Auch wurden im Hohenbökener Moor bewußt Ausgleichsflächen für den Windpark 
Sannauer Helmer gesucht, um diese Region ökologisch aufzuwerten. Ein Windpark, 
der auch benachbarte Flächen maßgeblich beeinflussen wird, konterkariert diese 
Entscheidung.
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Der nördliche Bereich ist aus Vogelschutz-Aspekten jetzt aus der weiteren 
Betrachtung gefallen, zählt jedoch sehr wohl noch zum geplanten Flächenpool des 
Investors. Dennoch gilt auch für den als Kompromißfläche verbliebenen Bereich im 
Süden des Hohenbökener Moores dieselbe ausschließende Argumentation, wie sie 
schon für die Ausgleichsflächen seinerzeit im Norden galt.

Volkswind hat es damals auch versucht zu rechtfertigen mit Relativierung der 
Vogelpopulation. Und der Faktor hat sich seit Ausweisung als LSG deutlich verschärft.
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Damals hat man immerhin vor einem Beschluß erstmal den Landkreis als einen Träger 
öffentlicher Belange konsultiert. Ich bedauere, daß es jetzt einfach mehrheitlich 
beschlossen wurde und die Kritik erst in der Beteiliigungsphase eine Rolle spielt.
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Verbunddorferneuerung Hasbruch
Die vom Entwurf zur Raumordnung des Landkreises abweichenden Pläne zum 
Windpark im Hohenbökener Moor irritieren darüber hinaus, da im Zuge der 
Verbunddorferneuerung Hasbruch explizit auch hier im Hohenbökener Moor 
Maßnahmen angedacht waren, die insbesondere den natürlichen Charakter 
darstellen sollten.
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3. Plausibilität

Der zwischen dem Investoren wpd und einigen Naturschutzverbänden 
ausgehandelte „Kompromiß“ betrifft nahezu die identische Fläche wie 2012 die 
Planung der Volkswind GmbH, als es noch kein Landschaftsschutzgebiet war. Ein 
direkter Vergleich führt jedoch zu der Frage, ob es plausibel ist, daß wie behauptet in 
dem Gebiet, was jetzt als Kompromißvorschlag benannt wurde, wirklich bis zu zehn 
Anlagen umweltverträglich entstehen können, wenn es damals schon verneint 
wurde. Zumal man weitgehende Faktoren wie Boden, Fledermäuse etc. nicht geklärt
hat.

In der nachstehenden Graphik markieren die roten Punkte die damalige Planfläche 
von Volkswind, als ein Windpark mit kleineren und weniger Anlagen auf nahezu 
identischer Fläche abgelehnt wurde. (Die Abbildung ist nicht randscharf dargestellt, 
zeigt jedoch einige der grundlegenden Probleme optisch auf.)
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Mit der Rotor-Out-Planung plant wpd derzeit übrigens mit deutlich mehr und 
größeren Anlagen als damals Volkswind, auch direkt am Naturdenkmal Birkenbruch 
und an Gehölzen (vorbehaltlich der Genehmigungsbehörde, doch so die derzeitige 
Planung der bisher angedachten zehn Anlagen – Ganderkesee hat noch am See 
erweitert im Nachhinein):

Der Streifen im Norden (große Vogelpopulation) aus der vorherigen Planung entfällt, 
dafür Zuschlag im Westen auf Seiten der Gemeide Hude. Kalkulatorisch wären es 
ausgehend von der damaliger Planung von Volkswind (rote Punkte) bestenfalls sechs 
Anlagen (bei Rotor-In-Planung damals). 

Im Kompromiß zwischen wpd und Naturschutzverbänden wie dem NABU ist von zehn 
Anlagen auf besagter Fläche die Rede. Bedenkt man außerdem, daß es 2012 eher 
200m hohe Onshore-Anlagen gab und wpd mit 250m Anlagen geplant hat auf 
dieser Fläche, ist offensichtlich, daß es sich um Rotor-Out-Planung handelt. Also ein 
Windpark mit kleinen und weniger Anlagen damals nach Rotor-In-Planung wurde 
abgelehnt, aber mit großen Anlagen und Rotor-Out-Prinzip soll jetzt ökologisch 
vertretbar sein?
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Größenentwicklung von Windenergieanlagen, Beispiel Enercon

Das erweckt den Eindruck, daß hier ausschließlich auf maximalen Ertrag geplant 
wird, eine geforderte moor- und naturschutzorientierte Bebauung zeigt sich in dieser 
Form auf keinen Fall. Hinzu kommt die sogenannte harte Tabuzone, das 3 ha große 
Naturdenkmal Birkenbruch mit noch festzulegendem Abstand (weicher Tabuzone), 
welches eventuell eine Bebauung ringsum verhindern könnte. So daß auch die Frage 
der reellen wirtschaftliche Erträge und damit der Einnahmen auf kommunaler Seite 
fragwürdig ist.

Ebenfalls wird im Kompromiß von Teilwiedervernässung von Moorflächen gesprochen 
als Ausgleich für diesen Eingriff. Das ist ebenfalls nicht plausibel. Meines Wissens ist es 
u.a. auf politischen Druck zurückzuführen, daß eine relativ extensive Landwirtschaft in 
diesem jetzt Landschaftsschutzgebiet gewährt bleiben muß und selbst Teil des 
Schutzzweckes ist. Eine wirkliche Wiedernässung (schließen von 
Entwässerungsgräben) schließt auch extensive Landwirtschaft wie Grünland aus. 
Wiedervernässung in den Raum zu stellen ist nicht möglich, da nicht die Kommunen 
über die Festlegung des Landschaftsschutzgebietes entscheiden. Hier werden 
rechtliche Aspekte miteinander gekoppelt, die nicht gekoppelt werden dürfen.

Alle bestätigen, daß sich die ökologische Situation und Vogelpopulation seit 
Ausweisung eines Großteils der Fläche als Landschaftsschutzgebiet deutlich 
verbessert hat. Bei der damaligen Planung von Volkswind hat der Gutachter Henning 
Meinecke bereits sehr detailliert die Problemstellung mit Blick auf die Avifauna 
aufgezeigt. Diese ist unbedingt einzubeziehen, da immer noch faktisch gültig.
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Deutlich kritisieren muß ich abweichende und unzulängliche Gutachten. Es wurde in 
der Regel auf Basis von Vorentwürfen untersucht, als z.B. noch die Fläche im Norden 
angedacht war, nicht aber im Süden. Auch weichen Gutachten zwischen Hude und 
Ganderkesee teilweise deutlich ab, siehe Nachstehendes.

Auffälllig allem voran: Das Plangebiet wurde auf die letzten Meter noch mal 
erweitert, direkt ins Landschaftsschutzgebiet und Vorranggebiet Torferhalt rein für ein 
oder zwei Anlagen mehr. Soviel zur Barrierewirkung und Funktion des Sees.
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Richtig spannend zu sehen ist das Thema Avifauna, das zeigt doch klar, daß es nur
eine kalkulatorische Bewertung darstellt:

Brutvögel Hude:

Brutvögel Ganderkesee:
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Apropos Brutvögel: Das untersuchte Gebiet (gestrichelte Linie) hat mit dem finalen 
Plangebiet nicht mehr viel zu tun, der Norden wurde untersucht, der Süden nicht
ausreichend (aufgrund kleinerer Potenzialfläche mit dem Radius nicht weit genug 
außerhalb). Also die avifaunistischen Gutachten muß ich doch sehr in Frage stellen
und verweise auf die EU-Vogelschutzrichtlinie.
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4. Landschaftsschutz

Das Wind-an-Land-Gesetz bedeutet für Landschaftsschutzgebiete, daß das Verbot 
der Errichtung von Windkraftanlagen ausgesetzt wird. Betont wird dabei, daß bis zum 
Erreichen der Teilflächenziele dadurch der Bau von Windkraftanlagen deutlich 
erleichtert werden soll.

Wenn der Charakter des Gebietes verändert oder beeinträchtigt wird oder eine 
Bebauung dem Schutzzweck entgegensteht, galt bisher regelmäßig ein Bauverbot. 
Durch das Wind-an-Land-Gesetz wurde das kategorische Bauverbot bis zum 
Erreichen der Teilflächenziele ausgesetzt, dennoch befreit es nicht von einer 
sachgerechte Abwägung mit Blick auf die Auswirkungen der geplanten Anlagen, 
die dort errichtet werden sollen.

Nach dem Gesetz soll es keiner weiteren Ausnahme oder Befreiung bedürfen, wenn 
Windenergieflächen bereits planerisch vorgesehen sind. Doch hier handelt es sich 
um die Ausweisung einer Windenergiefläche, um diese überhaupt erst im 
Flächennutzungsplan und damit in der zu erwartenden Raumordnung des 
Landkreises zu verankern. In dieser Phase muß bei der Planung dieser 
Konzentrationsfläche sehr wohl noch detailliert abgewogen werden.

Zitat Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie und Klimaschutz:

Zum Charakter der ermittelten Flächen: Die in der Studie ermittelten Flächen dienen 
lediglich einer rechnerischen Bemessung der Potenziale in den Planungsräumen, um 
daraus eine gerechte, potenzialorientierte Verteilung des Landesziels auf 
Planungsregionen abzuleiten. Für die Planungsträger ergeben sich daraus keine 
räumlichen Vorgaben zur Flächenfestlegung. Es steht den Planungsträgern – unter 
Beachtung der sachlichen und rechtlichen Rahmenbedingungen – offen, 
abweichende Annahmen zum Umgang mit Belangen zu treffen.

https://www.umwelt.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/ergebniskarten-der-
windflachenpotenzialanalyse-downloadmoglichkeit-220485.html

Hierzu ist es ratsam, mehrere Aspekte einzubeziehen. An dieser Stelle ein Verweis auf 
den Windenergieerlaß des Landes Niedersachsen, Zitat:

2.9.1 Gesetzlich geschützte Biotope, Naturdenkmale, geschützte 
Landschaftsbestandteile In gesetzlich geschützten Biotopen (§ 30 BNatSchG, § 24 
NAGBNatSchG), Naturdenkmalen (§ 28 BNatSchG, § 21 NAGBNatSchG) und 
geschützten Landschaftsbestandteilen (§ 29 BNatSchG, § 22 NAGBNatSchG) sind 
WEA aufgrund der gesetzlichen Verbote der Zerstörung oder erheblichen 
Beeinträchtigung in der Regel ausgeschlossen ...

Bei großflächiger Betroffenheit oder der (teilweisen) Funktionslosigkeit eines 
Landschaftsschutzgebietes (vgl. Bayerischer VGH, Urteil vom 14. 1. 2003 — 1 N 
01.2072) durch die Realisierung der Planung ist eine Änderung der 
Schutzgebietsverordnung erforderlich, bevor ein Flächennutzungsplan beschlossen 
oder eine Festlegung durch das Regionale Raumordnungsprogramm getroffen wird. 
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Die Änderung der Verordnung kann in einer teilweisen oder vollständigen 
Aufhebung bestehen ...

Durch die Errichtung der WEA kann aber ein Funktionsverlust des Schutzgebietes zu 
besorgen sein, etwa wenn sie die Gefahr einer möglichen Verriegelung des Gebietes 
mit sich bringen, oder wenn sie eine Barrierewirkung dergestalt entfalten, dass die 
Vögel daran gehindert werden, das Schutzgebiet zu erreichen (vgl. OVG Sachsen-
Anhalt [Magdeburg], Urteil vom 20. 1. 2016 — 2 L 153/13).

Landschaftsschutzgebiet LSG 66 betroffen
Mit dem Wind-an-Land-Gesetz hat der Gesetzgeber Windenergie ein überragendes 
öffentliches Interesse zugewiesen. Das Verbot der Errichtung von 
Windenergieanlagen in Landschaftsschutzgebieten wurde aufgehoben, bis die 
Flächenziele erreicht worden sind. Strittig hingegen ist nach wie vor noch die Frage, 
ob das allein berechtigt, durch die Ausweisung einer Konzentrationsfläche für 
Windenergie die eigentlichen Schutzzwecke des Landschaftsschutzgebietes zu 
zerstören. 

Im Hohenbökener Moor bestehen drei Schutzzwecke, die unbedingt in die nähere 
Abwägung gebracht werden sollten und nach meinem Dafürhalten einer 
Ausweisung einer Fläche für Windenergie entgegenstehen. Zitat:

Schutzzweck der Verordnung ist es zum einen, das Gebiet als Lebensraum für 
Wiesenvögel zu erhalten und zu entwickeln und zum anderen den Charakter des 
Gebietes in seiner Offenheit, Unverbautheit und relativ extensiven Grünlandnutzung 
zu erhalten. Das Grünlandgebiet mit wertvollem Feuchtgrünland, artenreichen 
Gräben und Vorkommen gefährdeter Tier- und Pflanzenarten soll erhalten und 
entwickelt werden. Als charakteristische, weiträumig grünlandgeprägte Landschaft 
in der naturräumlichen Einheit der Huder und Oldenburger Moore, wird dem Bereich 
eine hohe Bedeutung für den Erhalt eines typischen Landschaftsbildes zugewiesen. 
Schutzzweck der Verordnung ist die Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung 1. 
der Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts, dazu zählen insbesondere: - 
die Lebensstätten der heimischen Tier- und Pflanzenwelt 2. der Vielfalt, Eigenart und 
Schönheit des Landschaftsbildes, dazu zählt insbesondere: - die großflächige 
unverbaute und unzerschnittene Landschaft mit dominanter Grünlandnutzung.  

Der Windpark würde die Brutvogelpopulationen dauerhaft voneinander trennen. 
Auch im Süden des Gebietes findet sich eine Population von regionaler Bedeutung, 
deren Fortbestand gefährdet wäre durch die dauerhafte Zerschneidung der Fläche 
durch einen Windpark.

Die in Aussicht gestellte Wiedervernässung einer Teilfläche im 
Landschaftsschutzgebiet steht in Frage, wenn ein Schutzzweck die relativ extensive 
Grünlandnutzung festsetzt, die bei Wiedervernässung der Fläche nicht mehr möglich 
wäre. 
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Zitat aus dem Kreistag, UAA, Vorlage 237/2016, was die Frage zur Bereitschaft der 
Wiedervernässung auf Teilflächen aufwirft:
Unterschiedliche Auffassungen wurden hinsichtlich der Aufnahme der Möglichkeit zur 
Beseitigung von Bodenunebenheiten und der flachgründigen Bodenbearbeitung 
sowie der Erneuerung von Drainagen unter einem Erlaubnisvorbehalt vertreten. Frau 
Langfermann wies hierzu darauf hin, dass bereits der bestehende 
Verordnungsentwurf unter § 4 Absatz 2 die Möglichkeit eröffne, Ausnahmen von den 
Verboten zu genehmigen. KTA Siemers schlug vor, den vorliegenden Antrag der CDU 
um die vom Kreislandvolk vorgeschlagene Formulierung zu ergänzen. Des Weiteren 
stellte er den Antrag, das Verbot neue Flächen zu drainieren in § 4 Abs. 1 Nr. 11 zu 
streichen und eine entsprechende Formulierung unter § 5 Erlaubnisvorbehalt 
aufzunehmen.

Vor allem jedoch zerstört der Windpark dort die charakteristische, weiträumig 
grünlandgeprägte Landschaft und das typische Landschaftsbild.

Mit der Ausweisung einer Konzentrationsfläche für Windenergie in diesem Gebiet 
werden alle Schutzzwecke mindestens eingeschränkt oder sogar gänzlich zerstört. 
Das Aussetzen des Verbots der Errichtung von Windenergieanlagen in 
Landschaftsschutzgebieten darf m.E. nicht die Landschaftsschutzgebiete und deren 
Schutzzwecke in sich zerstören.

5 km Mindestabstand zwischen Windparks
Ergänzend dazu der Einschub, daß es – eben um eine Verspargelung und 
Barrierewirkung zu verhindern – einen Mindestabstand zwischen Windparks geben 
sollte. In der Regel 5 km. Der geplante Windpark Hohenbökener Moor läge gerade 
mal ca. 2,5 km entfernt vom Windpark Sannauer Helmer, so daß hier von einer 
Verriegelung/Barrierewirkung ausgegangen werden muß, wie es auch das 
Gutachten von Herrn Meinecke schon dargestellt hat.

Sächsisches OVG, Normenkontroll-Urteil:

> Z 6.3.7 Gruppenanlagen und Windparks sollen zueinander und untereinander einen
> Mindestabstand von 5 km einhalten.
> Einzelanlagen sollen untereinander einen Mindestabstand von 5 km im
> Lösshügelland und von 2,5 km außerhalb des Lösshügellandes einhalten.

Aus dem Standortkonzept Windenergie vom Planungsbüro NWP für Aurich:

> Nach Einschätzung der Stadt Aurich liegen die gewählten weichen Tabukriterien im 
Rahmen des Üblichen und lassen keine übertriebenen Vorsorgeerwägungen 
erkennen. Dies gilt insbesondere auch für die weichen Tabuzonen, welche sich 
flächenmäßig am stärksten auswirken, namentlich
> die gewählten Schutzabstände zu Wohnnutzungen, die noch unter den 
Empfehlungen des RROP-Entwurfes 2018 liegen (vgl. Auflistung im Anhang) sowie
> den Schutzbereich Landschaftsräume (5 km-Abstand zwischen Windparks), der 
dem empfohlenen Mindestabstand zwischen Windparks gemäß Entwurf 2018 des 
Regionalen Raumordnungsprogrammes entspricht.
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Ergänzend dazu zur Wahrnehmbarkeit von Windenergieanlagen (Achtung, hier nur 
bei max. 150 m Höhe) nach Prof. Dr. Karsten Runge:
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5. Immissionen

Schattenimmissionen von Windkraftanlagen
Es ist Pflicht, Immissionsgutachten zu erstellen vor der Errichtung von 
Windkraftanlagen. Dazu zählt auch die Betrachtung der Schattenimmissionen und 
des „Stroboskop-Effekts“ durch die rotierenden Rotorblätter. Gerade mit Blick auf die 
Tierwelt oder auch das zentral gelegene Naturdenkmal Birkenbruch und mit Blick auf 
die Anlagenhöhe und Weite des Schattenwurfes bei niedrigem Sonnenstand ist 
diesem Aspekt ebenfalls ein größeres Augenmerk zu schenken.

Zitat:
Das Land Niedersachsen empfiehlt für die Planung folgende Abstände: 
Vorranggebiete für die Windenergienutzung sollen so geplant werden, daß zu 
schutzbeanspruchenden Nutzungen folgende Abstände nicht unterschritten werden: 

Reine Wohngebiete 750m 
Allgemeine Wohngebiete, dörfliche Siedlungen, Fremdenverkehrsbetonte 
Siedlungen, Campingplätze 500 m 
Einzelhäuser 300 m 
Ausschlußgebiete (überw. d. Natur- und Landschaftsschutzes) mind. 200 m im 
Einzelfall bis 500 m 
Waldgebiete 200 m 
Geestkanten, alte Deichgebiete 100 m 
Gewässer 1. Ordnung 100 m 
usw.

Aus dem Defizit der standardisierten, rechtlich „verordneten“ Abstandsregelung 
entsteht potentiell das Problem einer gegensätzlichen planerischen und privaten 
Standortargumentation. Da das Problem der Immissionsverhältnismäßigkeit bereits 
mit der Ausweisung einer einzigen Nutzungsstruktur in der planerischen 
Flächensystematik automatisch andere (flächenintensive) Nutzungen einschränkt, 
muß es im Interesse einer verantwortlichen Planungspolitik liegen, mit vergleichbaren 
und anwendungsfähigen Berechnungs- und Bemessungsparametern eine objektive 
Nutzungsanalyse durchzuführen. Die vorbereitende und verbindliche Bauleitplanung 
wie auch die meist private investive Planung ist auf anwendbare und zuverlässige 
Planungsgrundlagen angewiesen, wenn konkrete Zielsetzungen mit den von der 
Planung betroffenen Interessen gerecht und objektiv gegeneinander und 
miteinander abgewogen werden sollen. Das mit dem Raumordnungsgesetz 
eingeführte Planungsinstrument zur Darstellung und Sicherung raumrelevanter 
Entwicklungsziele setzt ein anwendungsfähiges und abwägungssicheres Kriterium für 
eine interessensgerechte Anwendung der bestands- und entwicklungsschützenden 
Wirkung planerisch priorierter Ziele voraus. Konzentrische Bezüge des 
Immissionsschutzes, wie sie z.B. im Bereich des Lärmschutzes angewendet werden, 
bergen für den Immissionsbereich „Schatten“ die Gefahr planerischer 
Einschränkungen technisch vorhandener Möglichkeiten und einer Einseitigkeit in der
individuellen Beurteilung in sich. 
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Quelle: Armin Buchmann - Schattenimmissionen von Windkraftanlagen, TU Dortmund 
https://eldorado.tu-dortmund.de/bitstream/2003/2851/1/buchmannunt.pdf

Neuere Vorgaben sehen zwar ab von einer Festsetzung des pauschalen 
Mindestabstandes, dennoch ist dieses im Einzelfall zu bewerten, gerade auch wenn 
bei Rotor-Out-Planung die Rotorblätter über Wälder und Naturdenkmäler ragen:
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Betrachtet man diese Aspekte, ist nicht nur die Nutzung der umliegenden Gebiete 
abzuwägen bzw. deren Nutzungseinschränkung durch Schattenwurf. Die damalige 
Empfehlung, mindestens 200m und bis zu 500m Abstand zu Objekten des Natur- und 
Landschaftsschutzes einzuhalten, wird besonders relevant bei der Betrachtung der 
harten Tabuzone Naturdenkmal Birkenbruch mitten im Plangebiet, worum dann z.B. 
mindestens 200m weiche Tabuzone ebenfalls einzuhalten wären. Allein das könnte in 
der Folge bedeuten, daß beispielsweise auf der Teilfläche der Gemeinde Hude nur 
noch eine statt zwei Anlagen stehen könnte. Denn es geht hier auf Ebene des 
Flächennutzungsplanes nur um die Ausweisung einer Fläche, nicht um die 
Entscheidung zu konkreten Standorten von Windenergieanlagen, so daß man allein 
wirtschaftlich von falschen Annahmen ausgeht zur Zahl der späteren Anlagen. Die 
genehmigungsfähige Fläche wird weit kleine sein als der Investor bisher vermittelt hat 
nach meiner Einschätzung, was auch mit Blick auf das Verhältnis Wirtschaftlichkeit – 
Umwelt-/Klimaschutz abzuwägen wäre.

Lärmimmissionen
Die Grenzwerte sind relativ hoch und durchaus im Bereich der Wahrnehmbarkeit, 
dennoch gilt mit der 2H-Regel rechtlich für Wohnbebauung in der Regel der Aspekt 
der Lärmimmissionen durch WEAs als unbedenklich. Zumal im Zuge der Planung 
ohnehin Gutachten zu erstellen sind. 

Hier im Hohenbökener Moor ist es jedoch verschärft zu betrachten. Alle 5 Jahre wird 
der Lärmaktionsplan fortgeschrieben, und auch aus dem Lärmaktionsplan 2018 der 
Gemeinde Hude ist jedoch schon zu entnehmen, daß gerade auch das 
Hohenbökener Moor schon damals ausgewiesen ist als besonders ruhiges Gebiet. So 
daß die jetzige Planung doch sehr verwundert. Permanente Lärmimmissionen durch 
250m Windkraftanlagen stünden diesem entgegen.
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Aus der Fortschreibung 2024 des Lärmaktionsplanes der Gemeinde Ganderkesee:
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Um mal einen Vergleich in der Bewertung zu haben, die 2H-Regel mag einen 
rechtlichen Rahmen vorgeben, doch am Ende ist es abhängig von den 
Anlagentypen und Windparkgröße selbst:
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Hingewiesen werden muß auch deutlich darauf, daß der See dort für Angler und 
Badegäste einer der wenigen öffentlichen Seen ist. Wie Naherholung neben 
Windkraftanlagen aussehen soll, erschließt sich mir nicht. Ein nur saisonal geöffnetes 
Naturbad in Hude oder der kommerziell erschlossene Falkensteinsee sehe ich hier 
nicht als adäquaten Ersatz für einen öffentlich frei zugänglichen Badesee.

Siehe Artikel der NWZ vom 26. Juni 2024:
https://www.nwzonline.de/oldenburg-kreis/wo-sie-wahre-badeparadiese-im-kreis-
oldenburg-finden_a_4,1,1646823667.html
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6. Zielkonflikt in der Fläche

Die Ausweisung von Potentialstandorten ist ausdrücklich so zu verstehen, daß im 
Detail die Flächen noch unter regionalen Gesichtspunkten zu untersuchen sind. Bei 
näherer Betrachtung zeigt sich, daß die Fläche in der Raumordnung des Landes 
Niedersachsens ausgezeichnet wurde als Vorranggebiet Torferhalt, ebenfalls 
Überragendes öffentliches Interesse.

Aus dem ersten Beteiligungsverfahren:
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Aus der öffentlichen Sitzung des Gemeindeentwicklungs- und Umweltausschusses 
(GUA) der Gemeinde Hude am 10. April 2024:
Laut Aussage der Verwaltung müsse Amprion eine andere Strecke suchen, da die 
bisher in Erwägung gezogene Strecke laut oberer Raumordnungsbehörde aufgrund 
von Vorranggebiet Torferhalt ausgeschlossen wäre. Dazu der Hinweis: Auch die 
Nord-Süd-Trasse ist ein Vorhaben mit Überragendem öffentlichen Interesse wie auch 
der Ausbau der Windenergie.

Aus der Begründung der Änderungsverordnung LROP 2017:

Aus der Flächenpotentialanalyse des Landes Niedersachsens ist zu ersehen, daß 
beim Aspekt Vorranggebiet Torferhalt nur ein Konfliktrisikowert von 2 angesetzt 
wurde, das ist jedoch eine willkürliche Festsetzung, die außerdem zeitlich vor 
Nationaler Moorschutzstrategie und Klimaurteilen (siehe Europäischer Gerichtshof für 
Menschenrechte) erfolgt ist:

Auf den NUMIS-Karten ist zu sehen, um welche Bodenbeschaffenheit es sich handelt. 
Und gerade kohlenstoffreiche Böden tragen massiv zum Klimawandel bei, wenn 
diese weiter entwässert werden und trocken fallen. Der Kohlenstoffanteil wird dann 
freigesetzt als klimaschädliche Gase.
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Schaut man sich die Raumordnung des Landes Niedersachsen an, erkennt man an 
der braun schraffierten Fläche, daß der ganze Landkreis Oldenburg vor allem im 
Norden bei den Gemeinden Hude und Ganderkesee einen hohen Anteil an 
Vorranggebiet Torferhalt hat. 

Mit Blick auf Klimaziele und Nachhaltigkeit ist hier aus raumordnerischer Sicht der 
schützenswerte Charakter dieser nördlichen Fläche herauszustellen und zu 
bewahren. Auch ein Aspekt, weswegen es nicht nachvollziehbar scheint, daß die 
Kommunen hier raumordnerisch dem Landkreis vorgreifen.
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Bedenkt man, daß die Gemeinden Ganderkesee-Lemwerder mit ihrer 
Windparkplanung am Sannauer Helmer nicht nur Kompensationsflächen im 
Hohenbökener Moor festgesetzt haben, sondern bereits in Teilen in Vorranggebiet 
Torferhalt reingegangen sind, sind der Umwelt sowie dem Boden- und Klimaschutz 
schon Schäden entstanden.

Die Planungen zu besagtem Windpark sind zwar älter als die raumordnerischen 
Festsetzungen des Vorranggebietes Torferhalt, was faktisch an der Beeinträchtigung 
jedoch nichts ändert. Aus meiner Sicht hat sich die Planung am Sannauer Helmer 
überholt und muß einbezogen werden bei weiteren Planungen der Flächen im 
Norden, wo wir überhaupt noch Vorranggebiet Torferhalt, also bedeutsame 
kohlenstoffreiche Böden, haben.
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Der sachlich Teilflächennutzungsplan „Windenergie“ der Stadt Neustadt am 
Rübenberge zeigt auf, wie der Umgang mit dem Vorranggebiet Torferhalt aussieht:

3.2.14 Moorgebiete und Vorranggebiete Torferhalt

Moorgebiete gehören zu den ökologisch besonders bedeutsamen Gebieten. Sie 
erfüllen wichtige Funktionen für den Wasserhaushalt der Landschaft (z.B. 
Waserfilterfunktion, Verringerung der Abflussgeschwindigkeit von Flüssen) sowie den 
Erosionsschutz. Aufgrund der extremen Lebensbedingungen für Tier- und 
Pflanzenarten sind sie ein wertvoller Standort für viele seltene Arten. Darüber hinaus 
übernehmen sie wegen der fehlenden land- und forstwirtschaftlichen Nutzung 
wichtige Funktionen als Rast- und Brutstätten für viele Vogelarten. Gerade im Hinblick 
auf den Vogelschutz besteht daher ein großes potentielles Konfliktpotenzial mit der 
Windenergie. Darüber hinaus sollen die Funktionen für den Wasserhaushalt nicht 
durch die notwendigen mit Windenergieanlagen zusammenhängenden baulichen 
Maßnahmen beeinträchtigt werden. Diese besondere ökologische Bedeutung 
rechtfertigt ihre Einordnung als weiche Tabufläche. Auf der Ebene der 
Landesplanung sollen Gebiete zur Torferhaltung zukünftig langfristig und großräumig 
geschützt werden.

Vor dem Hintergrund der mittlerweile geltenden Nationalen Moorschutzstrategie und 
der Klima- und Immissionsziele sowie mit Blick auf die Bodenfunktion vor allem auch 
auf diesem Gebiet, wo Grundwasser ein Problem darstellt, bleibt nur die 
Schlußfolgerung, daß etwaige Bauten dort zu untersagen sind.

Es ist richtig, daß eine moorschutzorientierte Bebauung allgemein denkbar ist, doch 
die Frage ist eine andere: Ist genau dort eine moorschutzorientierte Bebauung 
überhaupt möglich und ist dies überhaupt mit Windkraftanlagen möglich 
geschweige denn wirtschaftlich umsetzbar (oder eher mit Photovoltaik)?

Das Konfliktrisiko zwischen Windkraft und Torferhalt wurde im Zuge der damaligen 
Potentialstandortsuche zwar als relativ gering bewertet von Landesebene, kann 
jedoch nur als ein Teilaspekt dort betrachtet werden. Auch dürfte diese willkürliche 
Bewertung rechtlich strittig sein mit Blick auf den geforderten Moor- und Klimaschutz.

Der Torferhalt dort ist mit Blick auf die Entwicklung des Grundwasserspiegels bereits 
gefährdet! Maßnahmen zum Torferhalt müßten schon jetzt ohne Windparkanlagen 
dort getroffen werden zum Beispiel durch Schließen von Entwässerungsgräben.

Die bereits in Teilen grundwasserzehrende Entwicklung ist schon jetzt kritisch zu sehen 
und es braucht dort akut Maßnahmen zur Wiedervernässung bis hin zum 
Flächenerwerb der noch intensiv landwirtschaftlich genutzten Nachbarflächen. Nicht 
das Gegenteil der Beeinträchtigung von Bodenfunktionen in Form von Bebauung mit 
Windenergieanlagen.
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7. Biodiversität erhalten

Insbesondere die Tierwelt wird oft herangezogen, wenn es um die Frage der 
Genehmigung von Bauvorhaben geht. Entsprechend hoch ist hier die Bewertung. 
Zumal EU-Recht für Vogelschutz Bundesrecht aushebelt.

Aus der Flächenpotentialanalyse des Landes Niedersachsen die Bewertung des 
Konfliktrisikos bei Avifauna:

Das hier ist übrigens nur der nördliche Bereich, öffentliche Präsentation von Herrn 
Handke:

Herr Handke hat hier leider nur den nördlichen Teil dargestellt. Sicherlich ist dort die 
Populationsdichte höher. Doch auch im südlichen Teil findet sich ein 
Brutvogelvorkommen von regionaler Bedeutung, welches verlorenginge, würden 
dort Windenergieanlagen errichtet werden. Mit Verweis auf das oben genannte 
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Gutachten von Herrn Meinecke kommen die Probleme der großen Räume während 
der Balzphase hinzu, die verdrängende Wirkung durch die Bautätigkeiten und zum 
Beispiel auch der Aspekt, daß eine mehrjährige Kartierung fehlt.

Bereits Kartenmaterial von NUMIS läßt erste Bedenken zu (bitte auch den geplanten 
Windpark Sannauer Helmer vor diesem Hintergrund einbeziehen):

Untersuchung vom Gutachterbüro, welches wpd beauftragt hat, die Population im 
Süden wäre nicht von lokaler Bedeutung. Doch bedenkt man, daß die gleiche 
Argumentation damals von Volkswind auch für den Norden angeführt wurde, muß 
die Frage zulässig sein, ob der Bestand sich noch entwickeln soll oder man diesen 
ganz abschreibt). Zumal die nördliche Population bereits in die Planfläche reinreicht 
und nachweislich seit Ausweisung als Landschaftsschutzgebiet angewachsen ist.
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Das eingesetzte Verfahren von Behm, Krüger et alii steht jedoch deutlich in der Kritik: 
https://www.nul-online.de/magazin/archiv/article-5221445-202007/kritische-
anmerkungen-zum-niedersaechsischen-bewertungsverfahren-fuer-vogelbrutgebiete-
.html

… Mit solchen kritischen Punkten setzt sich der vorliegende Beitrag auseinander und 
veranschaulicht die Effekte anhand von Beispielen. So erscheint es nicht 
nachvollziehbar, dass der Wert des Brutpaares einer gefährdeten Vogelart umso 
geringer sein soll, je häufiger sie in einem Gebiet ist. Das Bewertungssystem mit seiner 
spezifischen Berücksichtigung der verschiedenen Roten Listen hat zur Folge, dass 
bereits einzelne zusätzliche Brutpaare unterer Gefährdungskategorien zum 
Überspringen mehrerer Wertstufen führen können.

Insgesamt eröffnet das Bewertungsverfahren in Verbindung mit Spielräumen bei der 
Abgrenzung der zu bewertenden Flächen erhebliche Möglichkeiten für 
Manipulationen, die anhand eines konkreten Falles veranschaulicht werden. Durch 
eine konsequente Beachtung einiger Randbedingungen lassen sich die Schwächen 
des Bewertungsverfahrens lediglich eingrenzen, wie abschließend beleuchtet wird.

… Das niedersächsische Bewertungsverfahren weist eine Reihe von Schwachpunkten 
auf, die bisher kaum thematisiert wurden. Sie eröffnen der Planungspraxis aber einen 
erheblichen „Gestaltungsspielraum“ und sind an etlichen Stellen naturschutzfachlich 
nicht plausibel … 

Mir erschließt sich nicht, warum der Vogelbestand im Süden bedeutungslos sein soll. 
Vogelschutz ist EU-Recht, insofern sehe ich hier einen strittigen Punkt in der 
Bewertung.
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Aus dem Gutachten wird die Dynamik im Süden auch ersichtlich. Es entstünde durch 
den Windpark eine deutliche eine Verriegelung für die Population im Süden sowie 
Störungen insbesondere auch um den Bereich des Hohenbökener Sees.
Ganderkesee variiert zu den Gutachten für Hude.
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Auch verweise ich auf das Fledermausgutachten im Auftrag des Investors. Hier auch 
noch mal der Verweis auf die Gehölzstrukturen als Habitat (Stichwort Immissionen
und weiche Tabuzonen). Standort 4 zentral im Plangebiet wird auch hervorgehoben.
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Auffällig ist, daß das Untersuchungsgebiet von der ursprünglichen Planfläche 
auszugehen scheint (weiter im Norden) und der hinzugekommene Planbereich im 
Süden nicht erfaßt wurde.
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Fachliche Einschätzung zu Abständen:
https://www.nabu.de/imperia/md/content/nabude/vogelschutz/150526-lag-vsw_-
_abstandsempfehlungen.pdf
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8. Beeinträchtigung des Wasserhaushaltes

Moore hängen eng zusammen mit dem Wasserschutz, sie erfüllen eine Speicher- und 
Filterfunktion und dienen als Retentionsfläche gerade auch bei den zunehmenden 
Starkregenereignissen; schon ohne Windpark ist dort eine Grundwasserzehrung zu 
beobachten und der untere Grundwasserleiter versalzen, während die Auswirkungen 
einer weiteren Weservertiefung auf die nördliche Niederung kaum abzuschätzen 
sind.

Gerade im Moor ist eine moorschutzorientierte Bebauung mit Windkraftanlagen 
nahezu unmöglich. Vor allem Windkraftanlagen führen auf mehrfache Weise zur 
Beeinträchtigung der Bodenfunktion, sowohl auf der Planfläche als auch auf 
benachbarten Flächen.

Zu nennen sind hier die oberflächliche Zerschneidung durch Zuwegungen und 
Bauten samt Nebengebäuden, das Gewicht und damit einhergehende Fundament,
bei tiefgründigen Pfahlgründungen womöglich das Durchstoßen von Grenzschichten 
unter dem Grundwasserleiter, Schwingungen im Betrieb mit entwässernder Wirkung 
am Fundament bzw. Fundamentpfählen sowie die Nachlauf-Strömung (Wake-Effekt). 
Windräder trocknen potentiell diese sensible Fläche aus und stören den 
Wasserhaushalt. Und das in einem Maße, daß es kaum bis gar nicht ausgeglichen 
werden kann, da schon eine Anlage erhebliche Auswirkungen mit sich bringt, 
gerade bei der Größenordnung von 250m und dem damit einhergehenden 
Gewicht, Fundament und sehr langen Nachlaufströmung.

Zuwegungen: Im Bau müssen Schwertransporte möglich sein, entsprechende Straßen 
auf moorigem Grund zu befestigen, hat deutliche Auswirkungen auf die 
Bodenfunktion vor Ort. Doch auch danach, wenn man die Straßen zurückbauen 
würde, müßte es nach wie vor Zuwegungen für adäquate Einsatzfahrzeuge geben, 
um die Anlagen erreichen zu können. Ohne Auskoffern oder gar Pfahlgründung wird 
es nicht gehen. Einmal zerstört, ist der Moorboden dort verloren.

Masse, das Gewicht der Anlagen: Anlagen mit 250m Höhe sind gewaltig. 
Entsprechend stark und schwer muß das Fundament sein. Die pure Masse preßt in 
Teilen das Wasser weg im Umfeld.

Fundament: Im Moor wird gerade bei so hohen Anlagen ein tiefgründige Bau 
erfolgen. Das heißt, daß mehrere Pfähle unter dem eigentlichen Fundament tief ins 
Moor gerammt werden. Das Gewicht und die Dimension des Fundaments allein sind 
schon beachtlich, doch durch die Fundamentpfähle besteht das erhebliche Risiko, 
daß die Trennschicht unter dem Grundwasserleiter durchstoßen wird. Zu bedenken: 
Unterer Grundwasserleiter ist versalzen.
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Schwingungen: Auch mit Schwingungsdämpfern können und dürfen Schwingungen 
des Mastes im Betrieb nicht vollständig unterdrückt werden. Diese permanenten 
Schwingungen pflanzen sich jedoch über das Fundament und die Pfähle im Boden 
fort. Das permanente Rütteln am Boden begünstigt den Sickereffekt und wirkt 
entwässernd auf den umgebenen Boden. Rütteln führt zu einer Umlaufströmung 
entlang der Pfähle. Pfähle, die ruhig in der Erde verankert sind, stellen gemeinhin kein 
Problem dar. Doch bei Windenergieanlagen werden die Schwingungen des Mastes 
an das Fundament und die Pfähle weitergegeben. Dieser Rütteleffekt führt zu einer 
permanenten vertikalen Bewegung entlang der Pfähle. Diese Mikrobewegungen 
begünstigen den Wasserabfluß. Weniger mit Blick auf den horizontalen 
Grundwasserfluß, eher mit Blick auf den vertikalen Grundwasserfluß. Vergleiche 4.1 
(Rütteleffekt hier leider nicht berücksichtigt):
https://uvp.niedersachsen.de/documents-ige-ng/igc_ni/122F7342-4566-4811-86CA-
A336191CA6E8/%21Unterlage%202f%20Anlage6_L%C3%BCbbe_Stellungn_Wasser_Bo
den_Erg%C3%A4nzungDez20.pdf

Physikalisch: Zum Ablaufverhalten ist zu bemerken, daß Wasser sich ausgleichen will, 
hydrostatischer Druck. Fällt die Wassersäule an einer Stelle des Bereichs, z.B. beim 
Windpark, will das Wasser von benachbarten Flächen nachströmen und Ausgleich 
schaffen. Wie beschrieben wäre der Windpark in seiner entwässernden Eigenschaft 
vergleichbar mit einem Stöpsel in der Badewanne, den man hier zieht. Bei diesem 
Feuchtstandort mit ohnehin gefährdetem Grundwasserspiegel schließt sich ein 
Windpark mit Blick auch auf die Nationale Wasserstrategie sowie den Schutz und 
Erhalt des natürlichen Lebensraumes aus. Das Moor würde dann endgültig seinen 
Charakter verlieren. Von weiteren freigesetzten Treibhausgasen ganz zu schweigen.

Nachlaufströmung (Wake-Effekt): Windparkbetreiber setzen Anlagen nicht direkt 
hintereinander, damit sie sich nicht gegenseitig die Energie aus der Luft nehmen. 
Ihnen ist die Nachlaufströmung sehr wohl bekannt. Bei Anlagen von 250m Höhe kann 
eine Nachlaufströmung von bis zu 1 km gemessen werden, je nach Wind und 
Topographie darüber hinaus. Das hat zur Folge, daß die sich nachts bildenden 
Luftschichten verwirbelt werden. Meist wird Bodenfeuchte mit der unteren Luftschicht 
abgeführt, trockenere Luft herangeführt, nimmt Bodenfeuchte auf, wird wieder 
abgeführt usw. Diese Auswirkungen sind auch bekannt und haben durch die 
Reichweite großflächig Einfluß auf die Region um die Anlagen.

Den Effekt der Abführung von Bodenfeuchte macht sich die Landwirtschaft, v.a. im 
Obstbau, schon länger zu nutze in Form von Windmaschinen. Luftverwirbelung führt 
bodennahe feuchte Luft ab und führt trockene Luft heran, dadurch keine 
Feuchtigkeit in Bodennähe, Vermeidung von Frostbildung. Bei 250m Anlagen 
sprechen wir von einer sehr weiträumigen Nachlaufströmung … und das hier auf 
dem Feuchtstandort Moor, wo Wassermangel schon heute ein Problem darstellt. Das 
hätte eine Wirkung vergleichbar zum Haartrockner.
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Keine Studie ohne Gegenstudie. Das Thema Mikroklima von Windparks wird von 
Windenergiegegner gern angeführt. Es hat keine meßbare Bedeutung für den 
globalen Klimawandel. Auch kann es bei bestimmten Wetterlagen mal vorkommen, 
daß die oberen Luftschichten feuchter sind und zum Boden geführt würden. In der 
Regel erfolgt Verdunstung jedoch von unten nach oben. Aufgrund der Komplexität 
des Themas Wake-Effekt hier nur eine weiterführende kritische Einschätzung.

Windparks verursachen keine regionalen Ereignisse wie Trockenheit und Dürre:
https://correctiv.org/faktencheck/2023/06/26/nein-windparks-verursachen-nicht-
trockenheit-und-duerre/

Sehr wohl jedoch beeinflussen Windparks das Mikroklima vor Ort.

Diese Studie führt wie gesagt zwar an, daß auch der umgekehrte Effekt auftreten 
kann, daß Feuchtigkeit herangeführt wird:
https://iopscience.iop.org/article/10.1088/1748-9326/11/4/044024

Hier direkt zur Studie: https://iopscience.iop.org/article/10.1088/1748-
9326/11/4/044024/pdf
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Doch genau diese Studie kommt zu folgendem Ergebnis, daß gerade bei Torfgrund 
schon kleine Temperaturveränderungen große Folgen haben:

The impacts of temperature change on ecosystem carbon cycling Terrestrial carbon 
cycling is highly variable, both spatially and temporally, and influenced by many 
biotic and abiotic conditions and their interactions, as demonstrated at this site 
(Armstrong et al 2015). Given this, and the relatively small variation in microclimate 
between ON and OFF periods compared to spatial and temporal variability, it was 
not possible to measure the impact of wind farm operation on carbon cycling. 
However, peatlands (übersetzt: Torfland) are highly temperature sensitive 
environments, and consequently these observed small-scale changes in 
temperature could have significant implications for peatland carbon stocks. For 
example, during the growing season, a 0.88 °C warming was found to increase rates 
of ecosystem respiration in a peatland in northern England by 20% and decrease net 
CO2 uptake by 11% (Ward et al 2013). In contrast, during the non-growing season 
when CO2 fluxes were much lower, a 0.72 °C warming increased ecosystem 
respiration rates by 44% and CO2 uptake by 7% (Ward et al 2013). Therefore, as we 
found night time warming was most influenced, decomposition processes may be 
accelerated and thus soil carbon losses observed. However, effects on respiration 
could also be offset by plant physiological responses to warming (Peng et al 2013). 
Our results also indicated that wind farm operation had greater effects on spatial 
and diurnal variability in TSU and TSO than TA . TSU and TSO are recognised as 
stronger regulators of plant-soil carbon dynamics (Graae et al 2012, De Frenne et al 
2013); consequently, the effects on the net carbon balance of the hosting 
ecosystem may be stronger than inferred from TA (Baidya Roy and Traiteur 2010, 
Rajewski et al 2013, Smith et al 2013).

Conclusion
This research provides the first field evidence that operational wind turbines can 
have a measureable effect on soil and soil surface temperature, and demonstrates 
the effect of multiple turbine wakes on air temperature and humidity. When the 
turbines were operational we found greater variability in temperature (soil, soil 
surface and air) and AH throughout the diurnal cycle with TA and AH increasing at 
night. Whilst the effects were statistically significant, the observed differences were 
small compared with spatial variation recorded across the site.

Importantly, we also demonstrate that the effects on both TA and AH can be 
described by a logarithmic function of distance from nearest turbine, a generic 
approach showing for the first time how the integrated effect of a wind farm may be 
estimated.

This research demonstrates that effects of wind turbines on ground-level 
microclimate could have implications for biogeochemical processes and ecosystem 
carbon cycling. Consequently, improved measurements and modelling approaches 
are needed to determine the true carbon balance of wind energy that includes the 
effects of altered ground-level microclimates.
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Und wir sprechen hier über ein Gebiet mit hoher THG-Freisetzung schon jetzt. Ich sehe 
hier dringenden Handlungsbedarf zur Renaturierung in der Fläche:
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Am Beispiel des alten Windparks in Hude-Holle, der in Sitzungen öfter angeführt 
wurde: Hier wurde mit einer Sanddeckkultur gearbeitet. Man wollte sozusagen den 
Moorboden darunter konservieren und vor allem Tragfestigkeit erreichen. Das hat 
nichts mit Erhalt von Moorböden zu tun, von Renaturierung, Bodenfunktionen, 
Biotopfunktion etc. gar nicht zu reden. 

Die Lösung kann nicht sein, Moore zuzudecken und zu versiegeln von wegen dann 
passiere schon nichts, darunter wäre ja immer noch der Moorboden!

Aus dem vom Investoren beauftragten Gutachten (man meinte wohl 4m, nicht 4km):

Nach meiner Einschätzung heißt es, wesentlicher Aspekt der Wiedervernässung ist die 
Strömung von Süden nach Norden. Wenn jetzt der Windpark zu einem vertikalen 
Sickerverlust führt, entstünde ein erheblicher Schaden. Vom nachströmenden 
versalzten Grundwasser im Norden ganz zu schweigen. Auch aus dem Gutachten:
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Grundwassersituation vor Ort

Ein Windpark wird die Bodenfunktion und den Wasserhaushalt deutlich 
beeinträchtigen, im Bau ebenso wie im Betrieb. Dabei ist die Region schon sehr 
kritisch zu bewerten mit Blick auf den Grundwasserstand und die Entwicklung vor Ort.

Eine Meßstelle südlich von Bookholzberg, unweit vom Hohenbökener Moor.

Wie es den NIBIS-Karten zu entnehmen ist, ist bereits der untere Grundwasserkörper 
im Hohenbökener Moor versalzen. Im Landkreis Wesermarsch ist der 
Grundwasserkörper in dieser Region zu größeren Teilen bereits vollständig versalzen 
und läßt ahnen, was kommt.

Der Landkreis Oldenburg läßt gerade ein Grundwasserströmungsmodell erarbeiten, 
welches jedoch zum Zeitpunkt dieser Stellungnahme noch nicht vorliegt. Jedwede 
Bauten auf diesem Standort gefährden den Wasserhaushalt und die Bodenfunktion 
weiter. 

Der Zusammenhang erklärt sich dabei sehr einfach: Durch landwirtschaftliche 
Entwässerung, längere Trockenperioden, Zerschneidung der Landschaft und etwaige 
Bauten wie auch Kanäle und See sind mehrere Entwässerungseffekte zu sehen. Der 
fallende hydrostatische Druck im Hohenbökener Moor wird im worst case durch 
Uferfiltration über die Weser ausgeglichen. Da nach zahlreichen Weservertiefungen 
die Brackwasserzone bis dicht vor Bremen reicht, erfolgt über die Weser damit auch 
ein stetiger Salzeintrag in den Grundwasserkörper.
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Hier ein Screenshot vom NIBIS-Kartenserver, der Bereich betrifft Hude und 
Ganderkesee gleichermaßen:
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9. Nationale Moorschutzstrategie

Im Oktober 2022 trat die Nationale Moorschutzstrategie in Kraft. Die überragende 
Bedeutung von Moorgebieten mit Blick auf die Bindung von Treibhausgasen, aber 
auch mit Blick auf die Gefahr, daß diese Treibhausgase bei weiterer Zerstörung der 
Moore in erheblichem Umfang freigesetzt werden, ist der Bundesregierung bewußt. 
Entsprechend wurden zahlreiche Aspekte angesprochen und verankert, die 
zukünftig in Abwägungen mit einzubeziehen sind. Windkraft wird konkret 
angesprochen, die Betroffenheit von benachbarten Flächen aufgezeigt, 
Fehlinvestitionen sollen vermieden werden.

Wir haben im Hohenbökener Moor bereits mit weiteren Hindernissen wie der 
Absenkung der Grundwasserstände zu kämpfen und es ist jetzt schon fraglich, ob 
ganzjährig genügend Wasser für eine Wiedervernässung überhaupt zur Verfügung 
stünde, so daß eine weitere Bebauung nicht moorschutzorientiert durchgeführt 
werden kann. Zumal benachbarte Flächen nach wie vor intensiv bewirtschaftet 
würden mit entsprechenden Entwässerungskanälen. Es gibt meines Wissens noch 
keinen moorschutzorientierten Bau von Windenergieanlagen auf Moorböden. Allein 
die fehlenden Erfahrungswerte sprechen deutlich gegen ein Bau hier. 

Zitat:

Weiterführende Links:

https://www.bmuv.de/download/nationale-moorschutzstrategie

https://www.bfn.de/fachliche-grundlagen-fuer-die-moorschutzstrategie-der-
bundesregierung

https://www.bundesregierung.de/breg-de/suche/nationale-moorschutzstrategie-
2141802

https://www.bmel.de/DE/themen/landwirtschaft/klimaschutz/moorbodenschutz.html
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Der Lobbyverband der Erneuerbaren hat vor der Nationalen Moorschutzstrategie 
auch gewarnt und gibt selbst Hinweise darauf, welche Probleme mit Windparks 
einhergehen. Ein großer Investor wie wpd muß um diesen Aspekt wissen. So 
verwundert die Planung jetzt.
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Aus dem Gutachten von Hofer & Pautz geht auch hervor, daß Wiedervernässung nur 
unter Einbeziehung größerer Flächen möglich ist und finanziell weitreichende 
Aufwendungen nach sich ziehen würde. Ja, mag möglich sein, aber nur unter sehr 
hohem auch finanziellem Aufwand und bei deutlich größeren Flächen als nur 
Wiedervernässung auf einem Teilbereich, das sehe ich in der Planung nicht, zumal es 
an Erfahrungen fehlt beim Bau von Windenergieanlagen auf Moorgrund:
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Aus der Bund-Länder-Zielvereinbarung zum Klimaschutz durch Moorbodenschutz, 
was den bisherigen Kompromiß einer kleinflächigen Teilwiedervernässung in Frage 
stellt:

Eine torfzehrungsmindernde oder torferhaltende Anhebung der Wasserstände ist 
vielfach nur in ganzen hydrologischen Einzugsgebieten möglich. Moorboden- und 
klimaschutzbezogene Maßnahmen erfordern in der Regel einen gebietsbezogen 
angepassten Ansatz. Dabei sind auch die voraussichtlichen Auswirkungen des 
Klimawandels (z. B. im Hinblick auf Niederschlag, Verdunstung, Trockenheit, Hitze, 
Starkregen) zu berücksichtigen.

https://www.bmel.de/SharedDocs/Downloads/DE/_Landwirtschaft/Klimaschutz/moo
rbodenschutz-blzv.html

https://www.bmuv.de/fileadmin/Daten_BMU/Download_PDF/Naturschutz/blzv_moor
bodenschutz_bf.pdf

Bereits jetzt ist dort eine Mineralisierung des Moores zu beobachten und eine in Teilen 
negative Grundwasserbilanz. Die logische Empfehlung wäre es, die dort noch 
intensiv genutzten Flächen zu Landschaftsschutzgebiet zu machen, Gräben zu 
schließen und Wasser anzustauen. Doch Wiedervernässung erfordert immer ein 
gebietsweises vorgehen. Da auch Beeinträchtigungen der Windkraftanlagen durch 
Wiedervernässung zu befürchten sind, halte ich es für eine bloße Absichtserklärung, 
inbesondere wenn von hohen finanziellen Aufwendungen gesprochen wird.

Genaugenommen müßte man sogar die extensive Landwirtschaft aufgeben und 
stattdessen Vertragsnaturschutz andenken als eine Idee. Nicht noch mehr 
Beeinflussung durch tonnenschwere Bauten, Zuwegungen etc. 
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Das Land Niedersachsen geht beim Thema Moorschutz auch voran, Moore liegen 
nunmal im Norden der Republik; an dieser Stelle möchte ich nur auf einige jüngste 
Beiträge verweisen:

Moorbodenschutz – Moorböden in Niedersachsen

Trockengelegte bzw. entwässerte Moorböden tragen auch in Niedersachsen mit 
einem wesentlichen Anteil zu den Treibhausgasemissionen auf Landesebene bei. 
Nach Berechnungen des Landesamtes für Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) 
werden fast 18 % der gesamten Treibhausgasemissionen in Niedersachsen aus 
kohlenstoffreichen Böden freigesetzt (2020: 15,8 Mio. t CO2-Äquivalente, davon 13,3 
Mio. t CO2-Äq. aus kohlenstoffreichen Böden mit entwässerungsbasierter Nutzung).

https://www.ml.niedersachsen.de/startseite/themen/landwirtschaft/nachhaltigkeit_u
nd_klimaschutz/moorbodenschutz/moorbodeschutz-225749.html

05.06.2024: Ergebnisse der Potenzialstudie „Moore in Niedersachsen“

Hintergrund: Intakte Moore erfüllen wichtige Funktionen für das Klima, die biologische 
Vielfalt und einen ausgeglichenen Wasserhaushalt. In Umsetzung der Bund-Länder-
Zielvereinbarung von 2021, mit der eine Minderung der jährlichen 
Treibhausgasemissionen aus Moorböden um fünf Millionen Tonnen CO2-Äquivalente 
in Deutschland bis 2030 vereinbart wurde, soll Niedersachsen bis 2030 jährlich 1,65 
Millionen Tonnen CO2-Äquivalente (gegenüber 2020) durch emissionsmindernde 
Maßnahmen auf Moorböden einsparen. Laut Berechnungen des Landesamtes für 
Bergbau, Energie und Geologie (LBEG) entstanden im Jahr 2020 aus Moorböden und 
weiteren kohlenstoffreichen Böden in Niedersachsen jährliche 
Treibhausgasemissionen im Umfang von 15,8 Millionen Tonnen CO2-Äquivalente, das 
entspricht rund 18 Prozent der gesamten Treibhausgasemissionen in Niedersachsen; 
zusammen mit Emissionen aus der Torfproduktion ergeben sich rund 17,6 Millionen 
Tonnen. 

https://www.umwelt.niedersachsen.de/startseite/themen/moorschutz/ergebnisse-
der-potenzialstudie-moore-in-niedersachsen-232691.html
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30.04.2024: Niedersachsen verstärkt den Schutz von Mooren und Moorböden

Niedersachsen verstärkt den Moorschutz, um die Treibhausgasemissionen zu 
reduzieren. Die Landesregierung hat in der Kabinettssitzung am (heutigen) Dienstag 
beschlossen, eine „Steuerungseinheit Moorschutz“ zur Vernässung von 
landeseigenen Flächen und ein „Koordinierungszentrum Moorbodenschutz“ – unter 
anderem für eine klimaschonende Moorbodenbewirtschaftung – einzurichten. Die 
beiden neuen Stellen sollen wesentlich dabei mithelfen, die Ziele des Landes beim 
Moorbodenschutz zu erreichen. Mit dem Klimagesetz hat sich Niedersachsen zum Ziel 
gesetzt, die jährlichen Treibhausgasemissionen aus kohlenstoffreichen Böden bis 2030 
um 1,65 Millionen Tonnen pro Jahr zu reduzieren.

https://www.stk.niedersachsen.de/startseite/presseinformationen/niedersachsen-
verstarkt-den-schutz-von-mooren-und-moorboden-231803.html

24.08.2023: Umweltminister Meyer: „Unsere Moore sind die Superhelden gegen die 
Klimakrise“

Niedersachsen hat sich auch über den praktischen Moorschutz hinaus ambitionierte 
Ziele gesetzt, um seine Klima-Superhelden zu schützen. Minister Meyer: „Mit der 
Landesstrategie Moorbodenschutz, die wir derzeit erarbeiten, mit der geplanten 
Landesmoorgesellschaft und einem Moor-Kompetenzzentrum bündeln wir unser 
Wissen und unsere Aktivitäten im Moorschutz.“

https://www.umwelt.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/pressemitteilungen/pi-
080-grosses-moor-bei-gifhorn-224804.html

27.01.2023: Nach dem Torfabbau ist vor der Renaturierung

„Intakte Moore leisten einen wichtigen Beitrag zur Entwicklung der biologischen 
Vielfalt. Nasse Moorflächen dienen aber auch dem Klimaschutz, da die Vernässung 
des Torfkörpers die Ausdünstung klimaschädlichen CO2-Gases verhindert. Hier hat 
Niedersachsen als Deutschlands Moorland Nummer 1 mit einem Anteil von 38 
Prozent der deutschen Moorflächen eine besondere Verantwortung. Die 
vergangenen sehr trockenen Sommer unterstreichen die Bedeutung entsprechender 
Vorhaben wie hier in der Südheide noch einmal deutlich“, betont Niedersachsens 
Umweltminister Christian Meyer.

https://www.nlwkn.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presse_und_offentlichkeitsa
rbeit/pressemitteilungen/nach-dem-torfabbau-ist-vor-der-renaturierung-219113.html  
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Die Rolle der Moore beim Natur- und Klimaschutz 

Nur 3 % der Landfläche der Erde bestehen aus Mooren – diese speichern jedoch 
doppelt so viel Kohlenstoff, wie alle weltweit vorhandenen Wälder. Moore sind 
zugleich aber auch ökologisch wertvolle und hochspezielle Lebensräume. Sie filtern 
Nähr- und Schadstoffe, gleichen den Wasserhaushalt aus und verbessern die 
Gewässerqualität. Degradierte entwässerte Moore sind aktuell verantwortlich für fast 
6 % der weltweiten CO2-Emissionen.

https://www.nlwkn.niedersachsen.de/jb2021/rolle_der_moore_beim_natur-
_und_klimaschutz/die-rolle-der-moore-beim-natur-und-klimaschutz-200795.html

Tatsächlich sind gerade in Niedersachsen die meisten Moore entwässert. 
Berechnungen ergeben, dass die niedersächsischen Moore auf ca. 13 % der 
niedersächsischen Landesfläche Treibhausgase in der Größenordnung von rund 15,8 
Mio t CO2-Äquivalent pro Jahr emittieren ... Die entwässerten Moore leisten somit 
einen großen Beitrag an den landesweiten Treibhausgas-emissionen, die wiederum 
den globalen, anthropogenen Klimawandel verstärken. Wiedervernässung der 
vormals entwässerten Moorböden schützt den Torfkörper vor weiterem Abbau durch 
Mikroorganismen. Die Moore emittieren dann deutlich weniger Kohlenstoffdioxid in 
die Atmosphäre. Der Schutz der Moore und ihres Kohlenstoffs im Torfkörper ist somit 
Klimaschutz! Moore haben allerdings auch einen ausgleichenden Effekt auf das 
regionale Klima. Als feuchte, meist baumfreie Landschaften beeinflussen natürliche 
Moore die Lufttemperaturen der Landschaft. 

https://mooris-niedersachsen.de
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10. Standortwahl

Bei allen Entscheidungen, die auf kommunaler Ebene gefällt werden, gilt immer 
auch das Gebot, nach Alternativen zu suchen. Die rechtliche Situation gerade – in 
Ermangelung einer Raumordnung auf Kreisebene – erlaubt es den Kommunen, 
vorzeitig im Flächennutzungsplan eine Konzentrationsflächenplanung in Form von 
Windenergieflächen auszuweisen und so vollendete Tatsachen zu schaffen, was von 
Investoren ausgenutzt wird, um einen womöglichen späteren Ausschluß einer Fläche 
durch den Landkreis in der RROP vorzugreifen.

Bezeichnend ist die Übersichtskarte zur Potentialanalyse mit Blick auf den Süden des 
Landkreises. Und irritieren muß der Bereich Hohenbökener Moor, wie es zu einer 
derartig unterschiedlichen Bewertung kommen kann im Landkreis Oldenburg und im 
Landkreis Wesermarsch; was womöglich nur damit erklärt werden kann, daß 
Landkreis Oldenburg und Gemeinden hier dem Gebiet noch nicht formal-juristisch 
den Rang gegeben haben, der für diese ökologisch bedeutsame Fläche 
angebracht wäre, wie es auf der Seite des Landkreises Wesermarsch zu sehen ist.
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Aussage vom Land Niedersachsen zu den Potentialflächen

https://www.umwelt.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/ergebniskarten-der-
windflachenpotenzialanalyse-downloadmoglichkeit-220485.html

Flugverkehr

Hohe Anlagen und Beeinträchtigung des Flugverkehrs können zu unerwarteter 
zusätzlicher Lärmbelästigung führen sowie zur Einschränkung der zivilen Luftfahrt, laut 
Rückmeldung:

An der Stelle: 900 ft Windräder plus 1000 ft Mindestabstand über der höchsten Stelle = 
1900 ft mit nem Deckel bei 2500 ft über den Windrädern. Deckel über dem östlichen 
An- und Abflug: 1500 ft. Das bedeutet in der Praxis, dass alle, die nach Norden 
abfliegen - und das sind die meisten - mit 1000 ft (330m) aus der Platzrunde auf 
Bookholzberg zufliegen und dann auf einer sehr kurzen Strecke direkt über dem Ort 
auf mindestens 2000 ft (720m) mit maximaler Motorleistung hochpowern müssen. Das 
wird richtig laut und nervig. Links in blau die Obergrenzen, da die Area darüber zum 
Luftraum D des Airport Bremen gehört.

Die Ecke ist fliegerisch zudem nicht ganz ohne, was den Luftraum angeht, da genau 
dort viele zusammenkommen. Leider begegnen sich dort nicht nur die nach 
Ganderkesee und Bremen ein und ausfliegenden Privaten, sondern die kommerzielle 
Luftfahrt kommt manchmal ebenfalls noch in genau dieser Höhe da mit ihren großen 
Flugzeugen durch, wenn die nach Bremen in den Landeanflug gehen. Und das 
ganze zukünftig in einer Box mit nur 200m Höhe? Neben Bookholzberg wird genau 
der gleiche Effekt in Richtung Nord und Nordosten über Hude entstehen. Je nach 
Windrichtung.
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Tourismuskonzept der Gemeinde Hude

Die Gemeinde Hude hat gerade ein neues Tourismuskonzept entwickelt. Vor diesem 
Hintergrund verwundert die Planung gerade im Bereich Hohenbökener Moor sehr 
und wirft die Frage der Abwägung auf.

Bedenkt man, daß der Entwurf der Raumordnungsplanung auf Kreisebene bereits 
zahlreiche andere Flächen in Beschlag nimmt neben bestehenden Windparks in den 
Gemeinden Hude und Ganderkesee, gibt es keine vergleichbaren größeren 
zusammenhängenden und unverbauten Flächen mehr für Naherholung und 
unzerteilte Moorlandschaften, die man touristisch entwickeln könnte.

Aus dem Tourismuskonzept:

Rund um Hude erstrecken sich weitläufige Wälder und Moorlandschaften, die zu 
ausgedehnten Spaziergängen, Wanderungen und Radtouren einladen. Diese 
natürlichen Bereiche tragen wesentlich zur Lebenqualität und zum attraktiven 
Ortsbild bei … 

Eine Mischung aus historischen Sehenswürdigkeiten … moderner Infrastruktur und 
einer vielfältigen attraktiven natürlichen Umgebung zeichnet Hude als Wohn- und 
Erholungsort aus …

Stärken mit hoher Ausprägung und hohem Differenzierungsgrad sind Klosteranlage, 
Einzigartige Naturlandschaft mit Huntedeich, Moorgebieten und Hasbruch …

Die Moorlandschaft (mit Marsch und Geest) ist als Naherhlungsgebiet 
hervorzuheben.

https://ratsinformation2.hude.de/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZbweI5GJvVZfjR
cR8zTm_q4e9IU80wVUlo95w2cefMfh/Anlage_1_zu_TOP_4_-
_Dokumentation_Ortsanalyse_und_Strategie.pdf
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11. Flächennutzungsplan und Landschaftsrahmenplan

Flächennutzungsplan Gemeinde Hude
Der betroffene Flächenanteil am Interkommunalen Windpark in der Gemeinde Hude 
ist grün schraffiert: Suchraumschwerpunkt für Kompensationsmaßnahmen zur 
Eingriffsregelung.

Aus der Begründung nur ein Aspekt:
Das Gesamtergebnis der gutachterlichen Untersuchung ergibt, dass Hude aus 
klimatologischer, bioklimatologischer und lufthygienischer Sicht die Anforderungen 
an einen Erholungsort erfüllt.

Flächennutzungsplan Gemeinde Ganderkesee
Der betroffene Flächenanteil am Interkommunalen Windpark in der Gemeinde 
Ganderkesee ist weiß. Außenbereich.

Hier wurden jedoch u.a. im Zuge des Windparks Sannauer Helmer (und B-Plan Nr. 233 
„Forschungswindpark“) Kompensationsflächen geschaffen:

https://ganderkesee.ratsinfomanagement.net/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZU
fHJik9j2W-wAmHX-
Aur6EOHPNzBCdIcXgB5HTURCPU/Anlage_5_zur_Beschlussvorlage_2013-452.pdf

https://ganderkesee.ratsinfomanagement.net/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZc
piqXKb8XsJDZ5MyDsKOj1Lpm5G0H_8YpXFsI8KlWAp/Anlage_6_zur_Beschlussvorlage_2
013-453.pdf
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Kompensationsfläche für Bebauungsplan „Nördlich Tannenweg“:

Landschaftsrahmenplan
Als Zielkonzept sieht der Landschaftsrahmenplan des Landkreises Oldenburg im 
Plangebiet die Sicherung und Verbesserung von Gebieten mit überwiegend hoher 
Bedeutung für Arten und Biotope oder hoher bis sehr hoher Bedeutung für 
Landschaftsbild, Boden, Wasser oder Klima/Luft, orange markiert.

Ein Teil der Fläche ist orange schraffiert mit der Bedeutung als Gebiet mit hoher 
Bedeutung für den Tier-/Pflanzenschutz. Bei der Frage des Biotopverbundes ist die 
Fläche definiert als Kernfläche Offenland und Moorgebundener Landlebensraum 
(entsprechend der Kulisse der Nds. Moorlandschaften).

Dem Landschaftsbild dort wird eine hohe Bedeutung attestiert.

Die Böden sind deklariert als Hoch-, Nieder und Anmoore. Horizontal rot schraffiert 
wird darauf verwiesen, daß es sich dort um Bereiche mit 
beeinträchtigter/gefährdeter Funktionsfähigkeit für Wasser- und Stoffretention 
handelt, entwässerte Moorböden.

Bei der Bewertung von Klima und Luft wird hier deutlich der Aspekt der 
Kohlenstoffreichen Böden mit Klimaschutzpotential dargestellt als bioklimatisch 
und/oder lufthygienisch relevanter Wirkungsraum.

Auch geht aus dem Landschaftsrahmenplan hervor, daß ein Teil 
Landschaftsschutzgebiet ist, doch auch die derzeit noch intensiv bewirtschafteten 
benachbarten Flächen potentielles Landschaftsschutzgebiet darstellen.
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12. Folgekosten

Der Investor hat in zwei Aspekten recht, die er in vorangegangenen 
Ausschußsitzungen angesprochen hat: Es braucht Erneuerbare Energien und eine 
Abkehr von den Fossilen und Atomenergie. Und die Folgekosten im Zuge des
Klimawandels werden deutlich steigen. Wenn jedoch die Erneuerbaren selbst dazu 
beitragen, daß die Folgekosten im Zuge des Klimawandels steigen, dann ist genau 
abzuwägen, ob die Standortwahl wirklich nachhaltig und wirtschaftlich ist.

Ohne es an dieser Stelle alles im Detail auszuführen, siehe andere Punkte dieser 
Stellungnahme, ist das Wechselspiel mit Blick auf zahlreiche andere Faktoren zu 
beachten.

Die Kosten für das Wassermengenmanagement werden schon absehbar jetzt 
deutlich zunehmen. Alles, was die Problematik u.a. rund ums Grundwasser verschärft, 
wird die öffentliche Hand vor zusätzliche Aufgaben und Kosten stellen.

Um zum Beispiel das Vordringen des Salzwassers über die Weser verhindern zu 
können, müssen wir womöglich ohnehin als öffentliche Hand Flächen im Norden der 
Gemeinde/des Landkreises erwerben, um dort dann Gräben zuzuschütten und 
großflächig das Hohenbökener Moor wiederzuvernässen. Mit einem Windpark auf 
diesem Gebiet wird die Wiedervernässung deutlich erschwert und in Teilen 
unmöglich.

Der Bau des Windparks wird die Wasserproblematik deutlich schneller verschärfen als 
es vor Ort ohnehin schon der Fall ist. Der Handlungsdruck steigt und damit auch die 
finanziellen Herausforderungen.

Wird das Moor zunehmend zerstört, beschleunigt es die Freisetzung von 
Treibhausgasen (CO2, Lachgas, Methan). Das gefährdet nicht nur das Ziel der auf 
Bundes- und Landesebene angestrebten Klimaneutralität, sondern je weiter die Erde 
sich erwärmt, desto dramatischer die Folgen wie Dürren, Starkregenereignisse und 
Stürme. Und mit den daraus resultierenden Schäden gehen wiederum mehr Kosten 
einher. Klimaschutz ist Menschenrecht, so ein Urteil auf EU-Ebene.

Folgekosten nicht bezifferbar
Zusammengefaßt: Was ist, wenn das Feuchtgebiet dort mit Bau der Anlagen umso 
schneller austrocknet? Was bedeutet ein sinkender Grundwasserspiegel für die 
betroffenen Gemeinden und Einwohnerschaft? Was heißt es, wenn durch fallenden 
hydrostatischen Druck das Salzwasser stärker ins Grundwasser vordringt? Sterben 
Bäume ab, sacken Straßen und Häuser ein, ist noch künstliche Bewässerung für die 
Landwirtschaft möglich? Welche Klimafolgen sind mit zunehmender Freisetzung von 
Treibhausgasen verbunden mit welchen Kosten für unsere Region? Muß die 
öffentliche Hand zum Ausgleich Flächen erwerben und wiedervernässen? 
All das wurde nicht beziffert. Doch nur, weil man es nicht beziffern kann, erlaubt es 
nicht die Bebauung mit Windenergieanlagen. Im Gegeteil muß Unkenntnis in diesen 
Fragen als Ausschlußgrund angeführt werden.
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Wirtschaftlichkeitsbetrachtung für die öffentliche Hand
Klamme Kassen auf kommunaler Seite verleiten dazu, nach jedem Strohhalm zu 
greifen, der etwas Geld in die Kassen spült. Grundstückseigentümer erwarten hohe 
Pachteinnahmen. Finanziell ist es für einige sehr attraktiv, was die weiterführende 
Frage der langfristigen Wirtschaftlichkeit jedoch nicht beantwortet. Übrigens nur 
attraktiv, weil da Steuergelder im großen Stil reingehen.

0,2ct/kWh für umliegende Gemeinden
Der Gesetzgeber hat hier an einer Stelle das Kopplungsverbot aufgehoben und mit 
dem Wind-an-Land-Gesetz die Möglichkeit geschaffen, daß Investoren die 
umliegenden Gemeinden mit bis zu 0,2ct/kWh beteiligen können. Nach meinem 
Verständnis kann der Investor sich das Geld vom Netzbetreiber erstatten lassen und 
letztlich sind es die hohen Strompreise, die wir alle bezahlen müssen, unsere 
Steuergelder, die als Ausgleichszahlung an die Investoren fließen (Stichwort 
Marktprämie). Davon gäbe es für die öffentliche Hand dann nur einen kleinen 
Obolus zurück, doch um diese moralisch-ethische Frage geht es hier nicht.

Kritischer hier zu sehen ist, daß alle Gemeinden anteilig nach Fläche im Umkreis von 
2km um den jeweiligen Mast beteiligt würden. Keine Gemeinde bekäme die vollen 
Einnahmen. Spannender hingegen ist die Frage, mit welchem Ertrag man da 
rechnen könnte.

Vermeintliche Gewerbesteuer
Eine 250m Anlage schätze ich mit Investitionskosten von 7.000.000 Euro. 
Windkraftanlagen können meines Wissens über 16 Jahre abgeschrieben werden. Das 
entspricht allein einem Abzug von knapp 437.500 Euro jährlich bei der 
Steuererhebung. Von den noch anzusetzenden Betriebskosten, etwaige Abgaben 
und Rücklagen für Rückbaukosten ganz zu schweigen. Es ist absehbar, daß über 
lange Zeit keine bzw. keine nennenswerten Gewerbesteuereinnahmen zu erwarten 
sind. Ob nach diesem Zeitraum noch solch hohe Strompreise gehandelt werden, 
steht in den Sternen. Hinzu kommt, daß die Ausgleichszahlung (Marktprämie) nur 20 
Jahre greift, dann gilt der Börsenstrompreis, der so niedrig ist, daß kaum 
Gewerbesteuereinnahmen zu erwarten wären geschweige denn eine Rentabilität 
der Anlagen zu sehen wäre.

Laut Investor werden die Anlagen frühestens Ende 2027 stehen. 2028 + 16 Jahre = 
2044. Die Gewerbesteuer als wirtschaftliches Argument anzuführen, halte ich für 
unbotmäßig, wenn man die volatilen Strompreise – siehe vor und nach Beginn 
Ukrainekrieg – als Grundlage nimmt sowie das in Frage gestellte Merit-Order-Prinzip 
(billiger Ökostrom wird so teuer wie Erdgasstrom gehandelt derzeit, so daß es schon 
für die Industrie einen gesonderten Tarif gibt). Windenergie ist nur lukrativ, so lange es 
hochsubventioniert ist. Es fehlt ein Konzept für > 20 Jahre.

Von etwaigen entstehenden Folgekosten beispielsweise für die Böden u.ä. ganz zu 
schweigen, Stichwort Absackung von Häusern und Straßen bei trockenfallenden 
Mooren.
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Da die Wirtschaftlichkeit der Windenergieanlagen nur aufgrund der Marktprämie 
(faktisch Ausgleichszahlungen durch Steuergelder) zu sehen ist, darf meines 
Erachtens die Wirtschaftlichkeit hier kein Argument für den Bau sein. Denn die 
öffentliche Hand zahlt unterm Strich drauf. Es gehen mir Steuermittel rein als 
Gewerbesteuer und EEG-Abgabe rauskämen.

Von all den abgeschriebenen Altanlagen, die jetzt im Zuge des (z.T. vorzeitigen)
Repowerings zurückgebaut werden, ganz zu schweigen, hier sind keine 
Gewerbesteuereinnahmen mehr zu erwarten.

Die Politik diskutiert schon jetzt darüber, ob die EEG-Finanzierung des Energieausbaus 
überhaupt langfristig finanziert werden kann. Die Ausgleichszahlungen sind höher als 
erwartet und es stellt sich die Frage, ob über 20 Jahre überhaupt die Finanzierung 
steht. Auch wenn es wie zu erwarten die FDP ist, die hier vorprescht, wird die 
Finanzierungslücke so oder so zu Problemen führen.
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13. Rechtliche Fragen

Dem Ausbau der Windenergie wird ein „Überragendes öffentliches Interesse“ 
zugewiesen (Randnotiz: dem Vorranggebiet Torferhalt übrigens auch). Die Erlangung 
der Versorgungssicherheit wird damit betont und der Ausbau der Windenergie 
berührt damit auch sicherheitspolitische Belange. Dies allein jedoch reicht nicht, um 
Windenergie pauschal überall ausweisen zu können.

Für jene Abwägungsregelungen, die auf europäischem Recht fußen, bleiben die 
Entscheidungen des Europäischen Gerichtshofes maßgeblich. Eine nationale 
Regelung vermag europarechtliche Vorgaben nicht zu überwinden. Dies ist 
insbesondere im Hinblick auf die EU-Vogelschutzrichtlinie relevant, die gar keine 
Abwägungsentscheidung aufgrund überragenden öffentlichen Interesses vorsieht. 
Für die Vogelschutzrichtlinie fehlt damit ein substantieller Anknüpfungspunkt, um eine 
Abwägung zugunsten der erneuerbaren Energien aufgrund eines überragenden 
öffentlichen Interesses vorzunehmen.

Die „Verbotsebene“ indes läßt keinen Raum für eine Abwägung, das heißt, die 
artenschutzrechtlichen Verbote können nicht mit Verweis auf ein übergeordnetes 
öffentliches Interesse am Ausbau der erneuerbaren Energien oder auf das Interesse 
der öffentlichen Sicherheit überwunden werden.

Die Ausnahme wiederum ist an verschiedene Voraussetzungen (Ausnahmegrund, 
Alternativenprüfung und Nichtverschlechterung des Erhaltungszustandes) gebunden, 
die kumulativ vorliegen müssen. Der Vorrang der erneuerbaren Energien allein kann 
nicht genügen, um die rechtlichen Anforderungen an die Erteilung einer Ausnahme 
zu erfüllen.

Zudem: In der Gesetzesbegründung ist – wenn auch etwas verklausuliert –
festgehalten, dass andere Schutzgüter sich durchaus gegenüber den erneuerbaren 
Energien durchsetzen können und hier gerade kein absoluter Automatismus für einen 
Vorrang der erneuerbaren Energien geregelt wurde. Die relevante Passage lautet:

„Konkret sollen die erneuerbaren Energien damit im Rahmen von 
Abwägungsentscheidungen u. a. gegenüber seismologischen Stationen,
Radaranlagen, Wasserschutzgebieten, dem Landschaftsbild, Denkmalschutz oder im 
Forst-, Immissionsschutz-, Naturschutz-, Bau- oder Straßenrecht nur in Ausnahmefällen 
überwunden werden.“

Der Erhalt der biologischen Vielfalt und die Sicherung eines artgerechten Lebens 
bedrohter Tier- und Pflanzenarten fallen unter den Begriff der natürlichen 
Lebensgrundlagen, die durch Art. 20a Grundgesetz geschützt werden und können 
daher als Schutzgüter mit Verfassungsrang der Privilegierung im Außenbereich auch 
weiterhin entgegenstehen.

„Der Staat schützt auch in Verantwortung für die künftigen Generationen die 
natürlichen Lebensgrundlagen und die Tiere im Rahmen der verfassungsmäßigen 
Ordnung durch die Gesetzgebung und nach Maßgabe von Gesetz und Recht durch 
die vollziehende Gewalt und die Rechtsprechung.“ – Art. 20a GG
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Quelle: https://www.naturschutz-energiewende.de/aktuelles/zum-grundsatz-des-
ueberragenden-oeffentlichen-interesses-und-der-oeffentlichen-sicherheit/

Auch mag fraglich sein, ob ein Beschluß auf Grundlage von Einschränkungen wie 
„soweit möglich“ und „sollen“ die rechtliche Verbindlichkeit schafft, um aktiv Natur-, 
Moor- und Klimaschutz zu verankern. Wenn nichts möglich ist, dann nur 
Ökopunktekonto und Kompensationszahlungen? Siehe Beschluß der Gemeinde 
Ganderkesee:

https://ganderkesee.ratsinfomanagement.net/sdnetrim/UGhVM0hpd2NXNFdFcExjZQ
m2z3hecnBkld3spk4RsOqdxqwNAGp62Yi1tj9Xe6-
S/Oeffentliche_Niederschrift_Rat_der_Gemeinde_Ganderkesee_05.10.2023.pdf
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Dazu eine Anmerkung: Bereits beim Windpark Sannauer Helmer hatte die Gemeinde 
nicht genügend eigene Ausgleichsflächen neben den Flächen, die bereits im 
Hohenbökener Moor als Kompensationsflächen bereitgestellt wurden. Insofern mehr 
als fraglich.

Der geplante Windpark an der Sannauer Helmer hat zu einer intensiven Suche 
geführt. Etwa 60 Hektar Kompensationsfläche würden benötigt, berichtete Thomas 
Aufleger vom Planungsbüro NWP am Donnerstagabend dem 
Gemeindeentwicklungsausschuss. Allein in der Gemeinde Ganderkesee seien die 
nicht zu finden, deshalb seien die Projektentwickler auch in der angrenzenden 
Wesermarsch und sogar in Delmenhorst auf der Suche. (Quelle NWZ)

Anmerkung: Auch seitens des Investors ist wiederholt durchgeklungen, daß man 
auch über ein Ökopunkte-Konto kompensieren könne in der einen oder andere 
Fragen. Und ich habe den erheblichen Verdacht, daß genau das auch das Ergebnis 
sein wird, der regionale Schaden nur durch kleine Pauschalbeträge für Fauna etc. 
kompensiert werden soll.







































2. die Vielfalt, Eigenart und Schönheit des Landschaftsbildes, dazu zählen insbesondere die 
großflächige unverbaute und unzerschnittene Landschaft mit dominanter Grünlandnutzung." 
 
Verboten sind u.a. die Errichtung von baulichen Anlagen aller Art, ...Dazu zählen u.a. insbesondere 
der Bau von Windenergieanlagen sowie Wegen, Straßen und Plätzen. 
Das Verbot kann aufgehoben werden, aus Gründen des überwiegenden öffentlichen Interesses. 
 
    . Der Landkreis legt in seinem Regionalen Raumordnungsprogramm dar, dass er die vom Land 
geforderten 2,75 %  Potenzialflächen für Windkraftanlagen ausweisen kann, ohne ein LSG zu 
beanspruchen. In der Gemeinde Hude sind sogar 4% der Gemeindeflächen als Potenzialflächen für 
Windkraft vorgesehen. 
Ist da ein überwiegendes, öffentliches Interesse an noch mehr Flächen für Windkraftanlagen 
gegeben? 
 
    . Der Fuhrenkampschutzverein  und der NABU in Ganderkesee haben als Ausgleich ein mögliches, 
zukünftiges Vogelschutzgebiet im nördlichen Bereich des LSG erwirkt. Jedoch soll das erste Windrad 
nach WPD in 150 m Entfernung errichtet werden. Nach den landkreiseigenen Kriterien ist aber von 
Vogelschutzgebieten ein Abstand von 1.200 m zu halten! 
Wie verträgt sich das? 
 
 
Die Nationale Moorschutzstrategie 2022 beinhaltet den Schutz intakter Moore und die 
Renaturierung sowie Wiedervernässung entwässerter Moor, denn wir brauchen die Moorböden als 
CO2-Speicher dringend, um den Klimawandel einzudämmen! Niedersachsen trägt mit einem Anteil 
von ca. 70 % der Hochmoore und 17 % der Niedermoore in Deutschland eine besondere 
Verantwortung für eine klimagerechte Entwicklung der Moorböden und hat sich mit der 
Unterzeichnung der Bund-Länder-Zielvereinbarung ausdrücklich zum Klimaschutz durch 
Moorbodenschutz bekannt. 
Seit 2020 verfolgt die Bundesregierung die EU-Biodiversitätsstrategie für 2030, die darauf zielt, dass 
sich die biologische Vielfalt in Europa bis 2030 auf dem Weg der Erholung befindet. 
 
Übergeordnetes Ziel der EU-Verordnung zur Wiederherstellung der Natur ist die kontinuierliche 
Erholung der Natur, insbesondere die Erhöhung der Artenvielfalt und der Widerstandsfähigkeit der 
Ökosysteme sowie die Erfüllung der Klimaschutzziele und der internationalen Vereinbarungen. Sie 
verpflichtet die Mitgliedstaaten dazu, geschädigte Ökosysteme wiederherzustellen und Maßnahmen 
festzulegen und zu ergreifen. 
 
Ein besonders wichtiges Ziel in Bezug auf den Klimaschutz ist die Wiedervernässung von 
entwässerten landwirtschaftlich genutzten Moorböden. Sie trägt in herausragender Weise zur 
Verringerung der Treibhausgasemissionen und zur Erhöhung der Artenvielfalt bei. Die WVO setzt 
zum Ziel, dass bis 2030 30 Prozent der landwirtschaftlich genutzten Moorböden wiederhergestellt 
werden. Bis 2040 müssen 40 Prozent und bis 2050 müssen 50 Prozent wiederhergestellt werden. 
 
Bei Umsetzung der Planung eines WP im LSG Hohenbökener Moor entstehen erhebliche 
Beeinträchtigungen von Naturhaushalt und Landschaftsbild im Sinne der Eingriffsregelung. Die 
unvermeidbaren erheblichen Beeinträchtigungen betreffen die Schutzgüter Pflanzen/Biotoptypen, 
Fauna, Boden und Landschaftsbild. 
 
    . Werden die Ziele der WVO durch die weitere Zerstörung  des Nordenholzer und Hohenbökener 
Moores nicht konterkariert? Das Gebiet zählt gemäß LRP des Landkreises Oldenburg zum größten 
zusammenhängenden Niedermoorgebiet und zu einem Grünlandkomplex. Die beiden Moore bilden 
eine große zusammenhängende Grünlandfläche. Wären es nicht sinnvolle und vielversprechende 
Maßnahmen, gerade dieses Gebiet wieder aufzuwerten, wieder herzustellen - entsprechend des 



Schutzzwecks der LSG-Verordnung (s.o.: die Erhaltung, Entwicklung und Wiederherstellung der 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushaltes, dazu zählen insbesondere die Lebensstätten 
der heimischen Tier- und Pflanzenwelt) - statt es weiter zu degradieren? 
 
 

 





Einspruch 2 gegen die „144. Änderung des Flächennutzungsplanes  Windpark 

Hohenböken,  Nr 233/445 , 1.Ergänzung“  

Bedingt durch die heutigen Baugrößen der WEA von 250 bis 300 m Höhe mit ca 

100m langen Flügeln werden nicht nur hörbare Geräusche, sondern auch 

erheblichen Vibrationen in Luft und Erdreich mit Frequenzen oberhalb von  0,1  

Hertz durch die Eigenfrequenzen  der Flügel, des Turms  und der Fundamente 

eingeleitet. Das führt in lehmgebundenen Böden, wie oft in Moorgebieten 

auftretend,  zu Bodenwellen mit Raleigh-Charakter. Durch die niedrigen 

Frequenzen entsteht kaum eine natürliche Dämpfung, sodaß diese seismischen 

Wellen sich sehr weit, kilometerweit, ausbreiten können. Wegen der tiefen 

Frequenzen von einem Hertz und darunter treffen gesetzliche Regelwerke für 

den hörbaren Lärm wie die TA Lärm für den tiefst-frequenten Fall nicht zu.  Aber 

die Belastungen aus dem WEA-Betrieb führen bei entsprechenden 

Bodenbedingungen bei anliegenden Gebäuden zu Schwingungen.  Eine 

Begutachtung der Bodenverhältnisse und die Vermessung der 

Wellenausbreitungdaten in ähnlich gelagerten Fällen zur Gefährdungsanalyse 

anliegender Wohnhäuser in Hude oder Bookholzberg im Umfeld des Windparks 

Hohenbökener Moor  steht aus, was  eine eventuelle  Gefährdung der 

Bewohner  und damit einen zu beanstandenden  erheblichen  Mangel  darstellt.  
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dem Raumordnungsprotal Niedersachsen3 liegt die Planungsfläche zumindest teilweise in einem 
Vorranggebiet Torferhalt.  

2.2. Schutz der Landschaft und des Lebensraumes 

Landschaftsschutzgebiete dienen der Erhaltung, Entwicklung oder Wiederherstellung der 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit des Naturhaushalts und der Regenerationsfähigkeit und 
nachhaltigen Nutzungsfähigkeit der Naturgüter. Sie schützen Lebensräumen wildlebender Tier- 
und Pflanzenarten. Außerdem dienen sie dem Erhalt der Vielfalt, Eigenart und Schönheit der 
Landschaft (§ 26 Abs. 1 Nrn. 1 bis 3 BNatSchG). 

3. Beschreibung des Ist-Zustandes 
3.1. Degradierter Moorboden 

Durch starke Entwässerung und landwirtschaftliche Nutzung des Gebietes liegen bereits 
schädliche Bodenveränderungen im Sinne einer Beeinträchtigung der Bodenfunktionen vor (§2 
Abs. 3 BBodSchG). Diese Degradation geht einher mit Gefahren und erheblichen Nachteilen für 
die Allgemeinheit. 

Nach Darstellung des Landesamtes für Geoinformation (LGLN) ist der untere Teil des 
Grundwasserleiters in dem Gebiet bereits versalzt.4 Nördlich des Stedinger Kanals gilt der 
Grundwasserleiter als fast vollständig versalzt. Die dahinterliegenden Prozesse der 
Meerwasserintrusion über die Weser und des Aufstiegs von Tiefenwässern werden verstärkt durch 
die Abführung großer Grundwassermengen über den Vorfluter sowie durch die 
Grundwasserentnahme vor Ort. Diese Annahme lässt sich anhand von Analysen des NWLNK 
bestätigen. Aufgrund der Vielzahl an Entwässerungsgräben gilt das Randmoor nordöstlich von 
Hude als Grundwasserzehrgebiet.5 Zu dem zählt das entwässerte Niedermoor in Teilen laut Amt 
für Naturschutz und Landschaftspflege zu den Bereichen mit einer gefährdeten Wasserretention.6 

Die Entwässerung von Mooren bewirkt, dass diese ihre Funktion als CO2-Senken verlieren und 
nun CO2 und weitere Treibhausgase freisetzen.7 Laut Landesamt für Geoinformation (LGLN) ist in 
diesem Gebiet von einer Treibhausgasemission (CO2-Äqu.) von 20 bis 40 t je Hektar und Jahr 
auszugehen8. Entwässerung und Torfzehrung führen zudem zu einer Sackung und Schrumpfung 
des Moorbodens, was langfristig einen Verlust der landwirtschaftlichen Nutzbarkeit der Flächen 
bewirkt. Das Moorgutachten geht von einem jährlichen Torfschwund von 2 – 4 cm aus. Die 
landwirtschaftliche Nutzung entwässerter Moorflächen ist „somit endlich und ökonomisch wie 
ökologisch nicht nachhaltig“9.  

Nach Analysen des Niedersächsischen Ministeriums für Umwelt, Energie und Klimaschutz weisen 
weite Teile des Bookholzberger Moores inkl. des Nordenholzer und Hohenbökener Moores 

                                                           
3 Raumordnungsportal Niedersachsen: https://sla.niedersachsen.de/raumordnung/FIS-

RO/?#50787@8.55184/53.14142r0@EPSG:25832 
4 NIBIS Kartenserver, Themenkarte Versalzung des Grundwassers: https://nibis.lbeg.de/cardomap3/# 
5 NLWKN (2017): Regionalbericht für das Einzugsgebiet Hunte, S. 39. Grundwasser, Band 33. 
6 Landschaftsrahmenplan Karte 3b: https://www.oldenburg-kreis.de/portal/seiten/landschaftsrahmenplan-

900000103-21700.html 
7 Greifswald Moorcentrum: https://www.moorwissen.de/moorwissen-kompakt.html 
8 MoorIS: https://mooris-niedersachsen.de/?pgId=1269 
9 Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und Verbraucherschutz (BMUV) 2022: 

Nationale Moorschutzstrategie. S. 22 
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bezüglich der Torfmächtigkeit, der Treibhausgasemissionen und des Wasserstandes ein hohes 
Potenzial für eine Wiedervernässung auf.10  

 

3.2. Landschaftsschutzgebiet  

Teile des Gebietes wurden im Jahr 2016 als Landschaftsschutzgebiet ausgewiesen. Mit der 
Unterschutzstellung soll der Lebensraum von Tieren und Pflanzen, insbesondere von 
Wiesenvögeln sowie das charakteristische Bild einer weiträumigen, grünlandgeprägten, 
unzerschnittenen und unbebauten Landschaft erhalten und entwickelt werden.11 Die im Jahr 2023 
vorgenommenen Brutvogelkartierungen haben die Relevanz des Lebensraumes für gefährdete 
Wiesenvögel bestätigt. Grundlegend für dieses wertvolle Vogelbrutgebiet im nördlichen Teilgebiet 
sind der hohe Wasserstand und die extensive landwirtschaftliche Nutzung. 

4. Abschätzung der Maßnahmen und deren erheblichen Auswirkungen 
4.1. Auswirkungen auf den Boden und dessen Funktionsfähigkeit 

Als Wirkfaktoren, die die Bodenfunktion beeinträchtigen können gelten im Allgemeinen 
Bodenabtrag, Verdichtung und eine Änderung des Grundwasserstands. Aus unserer Sicht ergeben 
sich eine Reihe von Bedenken, die mit einer Umsetzung des Vorhabens einhergehen.  

Entlang der Zuwegungen und rund um die Kranstellflächen ist von einer schädlichen 
Bodenverdichtung auszugehen. Durch eine Verdichtung des Bodens aufgrund von mechanischen 
Drucks wird die Funktionsfähigkeit eingeschränkt. Die damit herabgesetzte Leiter und 
Speicherfähigkeit von Wasser führt zu einem zunehmenden Abfluss von Oberflächenwasser. 
Gerade organische Böden wie Moorböden gelten als besonders empfindlich gegenüber 
Bodenverdichtungen12. 

Die Funktionsfähigkeit des Niedermoorbodens hängt unmittelbar mit dem Grundwasserstand und 
dessen Dynamik zusammen. Eine weitere Beeinträchtigung der Funktionsfähigkeit des 
Moorbodens ergäbe sich durch eine Grundwasserabsenkung zur Errichtung der Baugruben, dem 
Bau der Zugangswege und Kabeltrassen usw. Zudem birgt die Freilegung des Grundwassers durch 
Bodenabbau die Gefahr der Wasserverschmutzung und einer Veränderung der Grundwasserstände 
sowie der Hydraulik des Grundwassers. 

Eine weitere mögliche Beeinflussung des Grundwassersniveaus und dessen Dynamik sehen wir im 
Rahmen der Tiefengründung der Windenergieanlagen durch Pfähle, denn hierbei werden die 
Schutz- und Trennschichten des Grundwasserleiters durchdrungen.  

Zudem ist aus unserer Sicht offen, inwieweit die von Windenergieanlagen ausgehenden 
seismischen Wellen im Untergrund13 eine Auswirkung auf die Fähigkeit des Moorbodens haben, 
Wasser aufzunehmen oder zu halten. Es ist davon auszugehen, dass entsprechende Schwingungen 
über die Pfähle bis tief in den Boden hineinwirken und einen möglichen Effekt verstärken.  

Aus wissenschaftlichen Untersuchungen ist bekannt, dass in Windparks ein eigenes Mikroklima 
entsteht. Durch die Drehung der Rotoren werden kalte und warme Luftschichten durchmischt, was 

                                                           
10 Niedersächsisches Ministerium für Umwelt 2024: Potenzialstudie „Moore in Niedersachsen“ 
11 Landkreis Oldenburg: Verordnung LSG OL 66. 
12 Niedersächsisches Ministerium für Umwelt, Energie, Bauen und Klimaschutz 2020: Aktionsprogramm zum 

Schutz der Böden in Niedersachsen. S. 28. 
13 https://www.fachagentur-windenergie.de/themen/seismologische-stationen/  
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in Bodennähe zu einem Temperaturanstieg führt.14 Dieser Effekt kann die Austrocknung des 
Bodens verstärken und die Absetzung von Feuchtigkeit aus der Luft in Form von Tau 
unterbinden. Wir sehen hier die Gefahr, dass durch diesen Effekt der Moorboden weiter degradiert 
wird.  

4.2. Auswirkungen auf den Lebensraum und das Landschaftsbild 

Die Installation von Anlagen mit einer Höhe von 250 Metern und mit rotierenden und blinkenden 
Elementen geht mit einer erheblichen Beeinträchtigung des Landschaftsbildes einher. Damit 
würde der Schutzzweck der Verordnung LSG OL 66 obsolet, die auch den offenen, unbebauten 
Raum als typisches Element der Landschaft im Nordwesten schützt.  

In Anbetracht der Größe der geplanten Anlagen ist mit Blick auf den Artenschutz neben der 
Kollisionsgefahr, besonders mit Blick auf die Fledermauspopulation, auch der Wirkfaktor 
„Scheuchwirkung“ relevant für die Beurteilung des Vorhabens. Die Rotation der Flügel kann zu 
einem entsprechenden Ausweichverhalten bestimmter Vogelarten führen und damit zu einem 
Verlust ihres Habitats.15 Zudem können die Anlagen Barrieren zwischen Teillebensräumen wie 
Brut-, Rast- und Nahrungsrevieren darstellen und Flug- und Wanderrouten von Vögeln 
zerschneiden.  

5. Verweis auf konkurrierende politische Zielsetzungen 

Die Wiederherstellung und die nachhaltige Bewirtschaftung von entwässerten Moorböden ist das 
zentrale Thema der Nationalen Moorstrategie der Bundesregierung. Zusammen mit den Ländern 
strebt der Bund an, bis zum Jahr 2030 durch ein torferhaltendes Management von Moorböden 
den jährlichen Ausstoß 53 Millionen Tonnen CO2-Äqu. um 5 Millionen Tonnen zu reduzieren. Um 
die Senkfunktion von Moorböden wiederherzustellen, sollen zudem die erforderlichen 
hydrologischen Bedingungen geschaffen werden.  

Die Stärkung und Wiederherstellung des naturnahen Wasserhaushalts ist ein Ziel der Nationalen 
Wasserstrategie des Bundesministeriums für Umwelt, Naturschutz, nukleare Sicherheit und 
Verbraucherschutz (BMUV). Um das Wasser besser in der Landschaft zu halten und dessen 
Verfügbarkeit zu sichern, gilt es Ökosysteme wie Moore zu schützen und wiederherzustellen, die 
Wasser aufnehmen und speichern können. Dieses Ziel greift auch das Aktionsprogramm 
„Natürlicher Klimaschutz“ des BMUV auf. 

Das Land Niedersachsen verweist beim Thema Hochwasserschutz auf die Bedeutung eines 
vorbeugenden Hochwasserschutzes durch die Sicherung und Wiederherstellung von 
Retentionsräumen als eine von drei Säulen eines nachhaltigen Konzeptes. Als entsprechende 
Räume bieten sich Moore aufgrund ihrer „Schwammfunktion“ geradezu an.  

6. Schlussfolgerungen 

Für eine Bekämpfung des Klimawandels und dessen Folgen ist eine Wiederherstellung der 
Leistungs- und Funktionsfähigkeit von Moorböden - wo immer möglich - notwendig. Der Ausbau 
der erneuerbaren Energien darf diesem Schritt nicht im Wege stehen. Die Möglichkeit der 
Wiedervernässung des Moorbodens sollte daher unbedingt überprüft werden. Ein solcher Schritt 
hätte auch weitere positive Wirkungen, beispielsweise mit Blick auf den Wasserhaushalt in der 
Region und einer stärkeren Resilienz gegenüber den Folgen des Klimawandels.  

                                                           
14 https://www.swr.de/wissen/1000-antworten/beeinflusst-das-windrad-das-klima-100.html  
15 Rhoden 2015: Umweltauswirkung erneuerbarer Energien. S. 20. 











































Hude, 02.08.2024 

Stellungnahme zur XVI. Änderung des Flächennutzungsplans der Gemeinde Hude und 144. Änderung 
des Flächennutzungsplans der Gemeinde Ganderkesee „Windpark Hohenböken“ 

Frühzeitige Beteiligung der Öffentlichkeit  - Stellungnahme 

 

Klimaschutz ja, Errichtung von Windenergieanlagen auch, aber der  Standort sollte passen und nicht 
gegen Klimaschutz und Naturschutz arbeiten. 

Wir sind grundsätzlich für die Errichtung von weiteren Windenergieanlagen, halten aber den 
Standort im LSG „Hohenbökener Moor“ für  ungeignet. Gründe hierfür sind u.a.: 

 Der Geltungsbereich liegt im Vorranggebiet für Torferhalt 
o Ziel sollte hier die CO2 Senke sein und sich diese Möglichkeit zumindest nicht durch 

die Ausweisung von WEAs verbauen.  
o Eine Kombination von Wiedervernässung von Moorstandorten und  

Windkraftanlagen ist noch nicht erprobt. Aufgrund der erforderlichen 
Infrastrukturmaßnahmen für Bau und Wartung ist von weiteren klimaschädlichen 
Auswirkungen (Torfzehrung) auszugehen.  Hier stellt sich die Frage, ob es überhaupt 
zu einer positiven Klimabilanz kommt, wenn alle Faktoren berücksichtigt werden 
(baubedingte Grundwasserabsenkung für die Pfahlgründung und 
Torfauskofferungen, anlagebedingte Torfzehrung, betriebsbedingte Abschaltzeiten, 
etc.). Wir fordern daher eine umfassende Klimabilanzberechnung für den geplanten  
Windparkstandort, damit sichergestellt wird, dass die städtebauliche Planung den 
Klimaschutzzielen auch entspricht. 

o Im Moorgutachten wird fachlich falsch aufgeführt, dass bei einer Wiedervernässung 
der geschützte Landschaftsbestandteil „Sumpfdotterblumenwiese“ verschwinden 
könnte. Das Gegenteil ist jedoch der Fall, Sumpfdotterblumenwiesen profitieren von 
Maßnahmen die zu einer Anhebung der Grundwasserstände führen und würden sich 
im Gebiet weiter ausbreiten. Das muss fachlich richtig betrachtet werden. 

 Der Geltungsbereich liegt im LSG und widerspricht den Schutzzielen der Verordnung 
o Es muss geprüft werden, ob bei Beachtung der  2% Zielerreichung der 

Windparkstandort im LSG unter Berücksichtigung der bestehenden und weiteren 
geplanten Windparks überhaupt zulässig ist. 

o Der LK Oldenburg weist als Ausschlussflächen in der Windpotenzialstudie für das 
RROP  für WEA u.a. Vorranggebiete Torferhalt und LSG aus. Die Gemeinden sollten 
sich daran halten und nicht voreilig aus kommerziellen Gründen Windparkflächen 
ausweisen. Hierdurch werden die Potenziale für eine weitsichtige und nachhaltige 
Entwicklung  der Gemeinden verbaut. Ein solches Handeln ist für nachkommende 
Generationen unverantwortlich.  

 Letztes avifaunistisch wertvolles  Wiesenvogelgebiet  in den beiden Gemeinden, mit 
hohem Potenzial für eine Renaturierung, der durch den Bau des Windparks verloren geht  

o Die avifaunistischen Belange werden in den Unterlagen nicht ausreichend 
berücksichtigt (Brutvögel und Rastvögel). Es müssen alle bestehenden Daten mit 
betrachtet werden. Offensichtlich fand keine Datenabfrage über den DDA bzw. der 






